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KURZ BERICHTET

BADEN-WÜRTTEMBERG:

Warnstreik
Am Donnerstag, dem

23.6.2005 hatten ver.di, GEW,
GdP und die Tarifunion des dbb
in Baden-Württemberg zum
Warnstreik der Landesbediens-
teten aufgerufen. Rund 6.000 Be-
dienstete aus der Polizei, den
Universitätskliniken, der Finanz-

verwaltung, den Staatstheatern
Karlsruhe und Stuttgart und den
Schulen aus ganz Baden-
Württemberg waren dem Streik-
aufruf gefolgt und sind nach

Stuttgart zu Protestmarsch und
Kundgebung auf dem Schloss-
platz gekommen. Die Teilnehmer
forderten, den TVöD Bund und
Kommunen auch für die Bediens-
teten der Landesverwaltung zu
übernehmen.

Der stellvertretende GdP
Landesvorsitzende Rüdiger Sei-
denspinner verurteilte in seiner
Auftaktrede die teilweise ver-
suchte Einflussnahme mancher
Dienststellenleiter auf die streik-
bereiten Kolleginnen und Kolle-
gen. Rüdiger Seidenspinner be-
zeichnete die Kolleginnen und
Kollegen aus der Verwaltung, von
den Datenstationen, aus dem
Schreibdienst und vielen anderen
Betätigungsfeldern als das Öl im
Motor der Polizei, denn ohne Öl
läuft  gar nichts mehr.

Er forderte  Ministerpräsident
Günter Oettinger auf, endlich für
Klarheit zu sorgen. Sonst war der
Warnstreik erst der Anfang, dies
sei keine Drohung, sondern ein
Versprechen.

Weitere Informationen im
Landesteil.

Wolfgang Kircher

Die Reihe der Gespräche mit
den Ministerpräsidenten der
Länder hat der GdP-Bundesvor-
sitzende Konrad Freiberg mit ei-
nem Besuch bei Brandenburgs
Ministerpräsident Matthias
Platzeck im Juli fortgesetzt. Frei-
berg äußerte seine Sorge über
das zunehmende Auseinander-
driften der Polizei in Deutsch-
land.

Freiberg: „Die Bundesein-
heitlichkeit der Besoldung und
Versorgung hat
sich bewährt.
Eine Verlage-
rung auf die
Länder lehnen
wir ab. Weiter
entsteht derzeit
ein Flickentep-
pich von unter-
s c h i e d l i c h e n
Uniformen; un-
terschiedlichen
Farben der
Streifenwagen,
Unterschieden
in der Technik,
den Personal-
stärken und den
Polizeigesetzen.
Bewertung, Be-
zahlung, Ausbil-
dung und Ar-
beitszeit driften auseinander.
Das ist weder den Bürgern noch
den Beschäftigten der Polizei
zuzumuten.“

Schon jetzt sei klar, so Frei-
berg, wer die Verlierer dieser
Entwicklung seien: „Vor allem
die finanzschwächeren Bundes-
länder haben das Nachsehen, da
sie in Zukunft nicht mehr die
Qualität an Polizeiarbeit leisten
können, die die Bürger von ihnen
erwarten.“ Auch für die zuneh-
menden Länder übergreifenden
Einsätze sieht der GdP-Vorsit-
zende ein künftiges Desaster vo-
raus. Freiberg: „Wie sollen die
zahlreichen Großlagen künftig
gemeistert werden, wenn die ein-
gesetzten Kräfte feststellen, dass
sie für die gleiche Arbeit zu Hau-
se immer unterschiedlicher be-

zahlt werden. Das wirkt sich ne-
gativ auf die Motivation aus.“

Auch Ministerpräsident
Platzeck betonte, dass es im Zeit-
alter der Europäisierung und
Globalisierung keinen Rückfall
in die Kleinstaaterei geben
dürfe.

Weitere Gesprächsthemen wa-
ren Fragen der Beamten-
besoldung, der Übernahme des
Tarifvertrages Öffentlicher
Dienst in den Ländern und die
Föderalismusreform. Zur Be-

kämpfung der Schattenwirt-
schaft und des Lohn-Dumpings
warb der GdP-Vorsitzende dafür,
die neue Behörde „Finanzkont-
rolle Schwarzarbeit“ zu einer
schlagkräftigen Finanzpolizei aus-
zubauen. „Die bisherigen Erfol-
ge der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit sind beachtlich. Ein wirk-
samer Beitrag zur Bekämpfung
der Wirtschaftskriminalität und
damit zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit in Deutschland
kann nur durch eine Behörde er-
zielt werden, in der alle Vollzugs-
dienste des Zolls zusammenge-
führt sind.” Die Verfolgung von il-
legaler Beschäftigung und
Schattenwirtschaft durch eine
einzelne, mit polizeilichen Befug-
nissen ausgestattete Behörde sei
effektiver zu bewerkstelligen, sag-
te der GdP-Vorsitzende.       hol

GDP-FORDERUNG:

Einheit der Polizei nicht gefährden

MEHRWERTSTEUER:

Polizistinnen und Polizisten
besonders belastet

Die Gewerkschaft der Polizei
lehnt die von der Union geplante
Erhöhung der Mehrwertsteuer als
erneute einseitige Belastung der
Beamtinnen und Beamten ab.
Während die übrigen Beschäftig-
ten eine zumindest teilweise Ent-
lastung über die geplante Ab-
senkung der Arbeitslosenbeiträge
haben werden, kann eine solche
Kompensation bei Beamtinnen
und Beamten nicht stattfinden
(siehe auch Seite 22). Zählt man
zur Erhöhung der Mehrwertsteu-
er noch die Pläne zur Aufhebung
der Steuerfreiheit für Sonn-, Fei-
ertags- und Nachtzuschlägen und
die ebenfalls diskutierte Strei-

Rüdiger Seidenspinner bei seiner
Auftaktrede.          Foto: Kircher

GdP-Bundesvorsitzender Konrad Freiberg
und Brandenburgs Ministerpräsident Matthias
Platzeck vor dem Gespräch. Foto: Holecek

chung der Pendlerpauschale hin-
zu, wird bei den Beamtinnen und
Beamten besonders deutlich zuge-
langt. Konrad Freiberg machte u.
a. in einer Pressemitteilung in al-
ler Deutlichkeit darauf aufmerk-
sam: „Unsere Beamtinnen und
Beamten bei der Polizei haben
zahlreiche Einkommensver-
schlechterungen, wie die Strei-
chung bzw. Absenkung des Ur-
laubs- und des Weihnachtsgeldes
bereits hinnehmen müssen. Auch
bei der Altersvorsorge geht es seit
Jahren bergab. Die neuen Pläne
machen für uns Polizeibeamtinnen
und -beamten das Maß voll.“

red
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NIEDERSACHSEN:

Polizei soll Digitalfunk „erarbeiten“

„Die in Niedersachsen durch
das Kabinett beschlossene Erhö-
hung der Lebensarbeitszeit ab
2009 um ein Jahr und 2010 um zwei
Jahre damit zu begründen, dass die
Einführung des Digitalfunks ab
2006 20 Millionen Euro erforder-
lich macht, ist eine ausgemachte
Sauerei!“, sagte Landesvor-
sitzender Bernhard Witthaut den
verantwortlichen Politikern und
den Medien.

Dass Polizisten nun ihr berufli-
ches Handwerkszeug selbst finan-
zieren müssen, ist in dieser Repu-
blik einmalig. Dass bereits ab 2006
statt 560 nur 144 Polizeianwärter

9. Juli 2005, Landesparteitag der CDU in Emden: Ministerpräsident
Christian Wulff im Gespräch mit GdP-Kollegen zum Thema Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit. Verbindlich im Ton, knallhart in der
Durchsetzung des absurden Sparbeschlusses, Polizisten den Digital-
funk selbst bezahlen zu lassen.                         Foto: Reiner Fischer

VERABSCHIEDUNG:

Wolfgang Dicke und Bernd Böwing
gehen in den Ruhestand

Wenn in der DP ein Artikel zu
Waffen, Waffenrecht, internatio-
nale Zusammenarbeit der Ge-
werkschaften und der Polizei zu
lesen war, dann war er meist mit
dem Kürzel W. D. unterzeichnet.
– Ein Markenzeichen für den
Kenner der Materie: Wolfgang
Dicke.

Seine Verdienste um die Ent-
wicklung der UISP bis hin zur
heutigen Organisation EuroCop
sind legendär, seine Kenntnisse
in der Waffentechnik und im
Waffenrecht höchst anerkannt.

Als Geschäftsführer hat Wolf-
gang Dicke es verstanden, ein
konstruktives Klima in der Bun-

desgeschäftsstelle zu prägen und
selbst kleine Belange der Mitar-
beiter stets wichtig zu nehmen.

Nun geht Wolfgang Dicke in
den Ruhestand – bleibt aber der
GdP für das Waffen-Gebiet auf
alle Fälle als Berater und Autor
erhalten. Dass die gegenwärtige
Diskussion um die Soft-Air-Waf-
fen in unserem Land so weit fort-

ARBEITSSCHUTZ:

A+A 2005
Vom 24. bis zum 27. Oktober

wird die im zweijährigen Turnus
stattfindende Arbeitsschutzaus-
stellung „A+A“ auf dem Düssel-
dorfer Messegelände stattfinden.
Auf dieser Fachmesse ist nahezu
alles, was mit Arbeitsschutz zu

tun hat zu sehen – angefangen
von persönlichen Ausstattungs-
gegenständen bis hin zu Dienst-
leistungsangeboten wie z. B. der
externen Betreuung.

Kernstück der A+A ist der
Arbeitsschutzkongress, der par-
allel zur Messe läuft und eine
Reihe von Vorträgen, Gesprächs-
zirkeln und Vorführungen, auch
für die Belange des öffentlichen

Dienstes, anbietet. Näheres hier-
zu kann auf der Homepage der
BASI e.V (Bundesarbeitsge-
meinschaft für Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit)
(www.basi.de) eingesehen wer-
den.

Viele der Vortragsangebote
des Kongresses beinhalten not-
wendige Kenntnisse für die Be-
triebs- und Personalratsarbeit.
Sie sind insofern gem. § 37 Abs.

6 BetrVerfG sowie § 46 Abs. 6
BPersVG berücksichtigungs-
fähig.

Die GdP ist über die Dauer
der Messe am Gemeinschafts-
stand der DGB-Gewerkschaften
vertreten. Die Kollegen würden
sich freuen, dort die eine oder
den anderen Vertreter/in aus den
Polizeipersonalräten begrüßen
zu können.

hjm

geschritten ist, dass bereits
Gesetzesänderungen angedacht
sind, ist übrigens maßgebliches
jüngstes Verdienst von W. D.

Auch Bernd Böwing wird sich
fortan als Ruheständler bezeich-
nen. Der ausgebildete Polizist
war seit 1974 Jugendsekretär in
der GdP, später Organisations-
sekretär – stets hoch engagiert
für gewerkschaftliche Inhalte.
Mit seinem professionalisierten

Organisationstalent hat er Maß-
stäbe gesetzt und seine vielen
Ideen prägten die gewerkschaft-
liche Arbeit der GdP maßgeb-
lich.

Beiden jungen Ruheständlern
dankt die GdP für ihre jahrelan-
ge unermüdliche Gewerkschafts-
arbeit und wünscht viel Gesund-
heit und Wohlergehen im ver-
dienten Ruhestand.

 GdP-Bundesvorstand

eingestellt werden, wird spätestens
in drei Jahren die Personal-
situation in Niedersachsen erheb-
lich verschärfen. Und das unter
einer Landesregierung, die immer
noch behauptet, die Innere Sicher-
heit besitze für sie auch künftig
Priorität.

Die ständig von Ministerpräsi-
dent Wulff und Innenminister
Schünemann geäußerte Ge-
sprächsbereitschaft mit den Ge-
werkschaften hat sich auch beim
Thema Lebensarbeitszeit wieder
einmal als hohle Phrasen heraus-
gestellt.

                                           Rf

Fotos: Dicke, Michael



4  8/2005 Deutsche Polizei

KOMMENTAR
Zu: Leserbrief von
Torsten Burfeind,
DP 7/05

Unverständnis bemächtigt sich
meiner, wenn ich einen Leserbrief
wie den Ihren lese. Hauptaufgabe
des BGS, jetzt BPol, ist und war
nicht nur der Schutz der Außen-
grenzen, sondern sind u. a.: Grenz-
polizei, Bahnpolizei, Luft-
sicherheit, Küstenwacht, Objekt-
schutz im In- und Ausland, Aus-
landsverwendungen im Rahmen
internationaler Missionen und so
weiter und so fort. Die Liste ist
lang. Das beinhaltet auch die Ver-
folgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten und Straf- und
Verbrechenstatbeständen im eige-
nen Zuständigkeitsbereich. Und
dies schon seit Jahrzehnten. Der
Name ändert daran nichts, sondern
trägt lediglich der Tatsache Rech-
nung, dass es den klassischen
Grenzer am Schlagbaum der BRD
bald nicht mehr geben wird. EU-
Osterweiterung und Schweizer
„Ja“ zu Schengen lassen grüßen.
Ich bin schon immer Polizei-
vollzugsbeamter des Bundes ge-
wesen und werde das auch bleiben.

 Auf gute Zusammenarbeit;
zwischen Landes-, Bundes-, und
Bundesfinanzpolizei. Das gefiele
bestimmt auch dem Bürger.

 Florian Klein, per E-Mail

Alle beim ehemaligen BGS –
und jetzt Bundespolizei – hatten
ernsthaft gedacht, die Zeit der
ewig Gestrigen wäre endgültig ad
acta gelegt. Ihr Leserbrief, Herr
Torsten Burfeind, hat mich leider
eines Besseren belehrt. Ich frage
mich ernsthaft, wo verrichten Sie
Ihren Dienst und wo nehmen Sie
bei der derzeitigen Gefährdungs-
lage auf der ganzen Welt (aktuell
London) und insbesondere auch in
Deutschland das Recht her, hier
von einem „Wunsch des Bundes-
innenministers“ zu sprechen?

Otto Schily hat richtig erkannt,
dass das Spektrum der Bundespo-
lizei diesen Namen verdient. Wir
verweisen auch nicht permanent
auf die zuständigen Kollegen der
Landespolizei, wenn es darum
geht, dem Bürger in einer Notlage
zur Seite zu stehen.

Stehen wir uns selbst im Wege?
 „Der islamistische Extremismus und Terrorismus
stellen die größten Bedrohungen der Inneren Si-
cherheit dar – weltweit und auch in Deutschland“,
so Otto Schily in seinem Statement zum Verfas-
sungsschutzbericht 2004.
Die Londoner Anschläge, die von Bagdad, Musajib
und Kusadasi bestätigen seine Aussage auf dramati-
sche Weise.

Aber was machen wir in
Deutschland?
• Der Ruf nach mehr
Sicherheit wird allerorten
laut – aber nicht um den
Preis der Einschränkung
von Bürgerrechten, for-
dern einige lautstark!
• Im Parlament wird der
EU-Haftbefehl einmütig
abgesegnet – das Bundes-
verfassungsgericht aber
erklärt das deutsche Ge-
setz für verfassungswidrig.
• Gefordert wird seit lan-
gem eine gemeinsame
Anti-Terror-Datei von
Polizei, Verfassungsschutz
und BND – einen entspre-
chenden Gesetzentwurf
des Bundesrates hat der
Bundestag wegen daten-
schutz- und verfassungs-
rechtlicher Bedenken
gestoppt.
Die Bundesregierung hat

ebenfalls einen Entwurf vorgelegt.
• An Kommunikationsmitteln hapert es bei  der
Polizei seit langem – insbesondere am abhör-
sicheren Digitalfunk.
• Die akustische Wohnraumüberwachung wurde
stark eingeschränkt, die Kronzeugenregelung abge-
schafft und die Personalkürzungen bei der Polizei
nehmen kein Ende – dafür soll die Bundeswehr im
Innern bei der Terrorbekämpfung Hilfspolizei spie-
len, wenn es nach einigen „Sicherheitsexperten“
ginge.

Das nennt man dann: Alles tun, um Anschläge zu
verhindern?

Otto Schily hat nach dem 11. September 2001 seine
beiden Sicherheitspakete durchgesetzt, deren Gül-
tigkeit erst einmal bis 2007 verlängert wurden und
wir stellen uns hinter seine Forderung, weitere
Sicherheitsmaßnahmen (ein „drittes Sicherheits-
paket“) auf den Weg zu bringen. Denn es gibt noch
eine Reihe  von Sicherheitslücken. Wir brauchen

für unsere effektive polizeiliche Arbeit in der
Terrorismusbekämpfung insbesondere eine neue
Kronzeugenregelung, eine zentrale Anti-Terror-
Datei und die gesetzliche Verpflichtung, dass die
Netzanbieter die gespeicherten Telekommuni-
kationsverbindungsdaten langfristiger aufbewahren
müssen.
Darüber hinaus ist die schnelle Einführung des
abhörsicheren Digitalfunks unbedingt nötig. Wir
wissen doch selbst, dass viele Polizistinnen und
Polizisten mit ihrem Privathandy telefonieren,
wenn das analoge Funkgerät nicht geht. Beim
Anschlag in Madrid hat sich aber gezeigt, dass
bei solchen Katastrophen die Handynetze zusam-
menbrechen.

Bei der immerwährenden Diskussion um Aspekte
der Inneren und äußeren Sicherheit werden wir uns
nach wie vor nicht einverstanden erklären, die Bun-
deswehr auch im Inneren einzusetzen – außer in
den im Grundgesetz eingeräumten Möglichkeiten
in Katastrophenfällen (zur Unterstützung der Poli-
zei). Hilfspolizisten aus der Bundeswehr lehnen wir
mit aller Konsequenz ab.

Ich hoffe sehr, dass in den Beratungen der zu er-
wartenden neuen Sicherheitsmaßnahmen („neuen
Sicherheitspaketes“) ein breiter Konsens in Bund
und Ländern nicht nur in der Einschätzung der ter-
roristischen Bedrohung besteht, sondern auch in
der Einsicht, dass die Polizei für ihren Auftrag aus-
reichend gesetzliche Regelungen, eine gute Aus-
stattung und genügend gut ausgebildete Leute im
Bund und in den Ländern braucht. Und ich hoffe,
dass die  notwendigen Maßnahmen nicht im politi-
schen Streit über Zuständigkeiten und Ausweitung
von Befugnissen zerredet und zerrieben werden.

Islamistischer Terrorismus, Terroranschläge und
deren Planung in Deutschland sind Schwer-
kriminalität. Und Kriminalitätsbekämpfung ist
nun mal Sache der Polizei und muss daher auch
unter ihrer Federführung bleiben.

Wir haben unsere Forderungen an die Politik im
GdP-Positionspapier (s. S. 6 bis 12) dargelegt und
begründet. Natürlich respektieren wir die Entschei-
dungen des höchsten deutschen Gerichts. Aber eine
effektive Sicherheitspolitik unter der gegenwärti-
gen Bedrohungslage nach dem Motto: „Wasch mir
den Pelz, aber mach mich nicht nass“ kann und
wird es perspektivisch nicht geben.
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FORUM

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

Sollte Ihnen das entgangen sein:
Auch Bundespolizisten sind Poli-
zisten, die ihr Handwerk nicht nur
an der Grenze verstehen – dies be-
weisen die vielen gemeinsamen
Ermittlungsgruppen mit den
Länderpolizeien und dem Zoll.

Den Bundesländern zu unter-
stellen, sie würden zugunsten des
Bundes aus Kostengründen auf
zustehende Rechte verzichten,
halte ich für wenig hilfreich und
bedeutet für mich, dass Ihnen die
Arbeit an der polizeilichen Basis
offensichtlich völlig fremd ist.

Roland  Bäß, per E-Mail

Zu: Leserbrief vom
Kollegen Kossin,
DP 6/05

Es ist nicht akzeptabel, was im
so genannten 3. Reich geschehen
ist und das gilt auch für überall in
der Welt geschehene und verübte
Schlachten und Kriege und der
damit verbundenen Gräueltaten –
aus welchen machtpolitischen, re-
ligiösen oder anderen, von Herr-
schenden vorgegebenen Gründen
auch immer – seitdem der Mensch
eine Geschichtsschreibung be-
gann. Bei dieser Kenntnis stellt
sich daher die Frage, ob verwen-
dete Bezeichnungen, Namensge-
bungen, Worte oder Begriffe der
Vergangenheit (hier: Sonderein-
satzkommando statt Spezialeins-
atzkommando, die Red.) gewisser-

Bei allen Tarifverhandlungen,
an die ich mich in meiner fast 30-
jährigen Berufserfahrung erin-
nern kann, wurden die Löhne
und Gehälter prozentual erhöht.
So auch zuletzt wieder beim Ab-
schluss der IG-Metall.

Meiner Meinung nach stellen
solche Abschlüsse eine nicht
mehr zu tragende Ungleich-
behandlung der Arbeitnehmer
dar, da die effektive Lohn-/
Gehaltssteigerung bei niedrige-
ren Einkommen auch dement-
sprechend niedriger ausfällt.

Heinrich Zettl,
VPI Regensburg

Die Frage nach anderen als li-
nearen Forderungen für Ein-
kommensrunden beschäftigt uns
immer wieder – als GdP, als öf-
fentlicher Dienst und als Ge-
werkschaften insgesamt. Seit fast
dreißig Jahren entscheiden wir
uns dann für lineare Forderun-
gen. Der Grund liegt darin, dass
mit Sockel-, Fest-, Höchst- oder
Mindestbeträgen die unteren
Einkommensgruppen über-
proportional betroffen werden.
Solche Forderungen machen also
Sinn, wenn die unteren Ein-
kommensbereiche besonders
angehoben werden müssen, hier
also ein Nachholbedarf besteht.

Dies ist aber im öffentlichen
Dienst gerade nicht der Fall. Die
unteren Einkommensgruppen
im öffentlichen Dienst werden
besser bezahlt als in der Privat-

Der Kommentar von unserem
Bundesvorsitzenden hat bei mir
beinahe die Hutschnur zum Plat-
zen gebracht. Natürlich hat er
Recht, aber was bitte schön setzt
die Gewerkschaft dagegen?

Seit nunmehr 23 Jahren bin ich
in Gewerkschaften organisiert,
weil ich der Meinung bin, dass
meine Interessen nur in der Ge-
meinschaft wirkungsvoll vertreten
werden können. Ich bin in der
Gewerkschaft, damit für mich et-
was zum Positiven bewegt wird
und nicht, damit ich mir von Jahr
zu Jahr Gewerkschaftspolemik
und Geschwafel anhören muss.

Was interessiert mich die Ein-
führung einer blauen Uniform
oder die Umbenennung einer Po-
lizei von BGS in Bundespolizei.
Das ist doch völlig sekundär. Mich
interessiert vor allem

1. Wie sieht es in Zukunft mit
meiner Pension aus?

2. Wie werde ich zukünftig be-
zahlt – wie will man meine Leistung
messen, um mich gerecht zu bezah-
len (angesprochen ist hier das neue
Beamtenstrukturgesetz)?

3. Muss ich weiterhin damit
rechnen, dass mir durch die Hin-
tertür immer mehr Geld aus der
Tasche gezogen wird, ich aber im
Ausgleich dafür länger arbeiten
„darf“?

Das sind für mich und für mei-
ne Kollegen existentielle Sorgen,
um die sich bitte schön meine Ge-
werkschaft kümmern soll.

Wofür bezahle ich eigentlich
vierteljährlich knapp 60 Euro? Eine
Gewerkschaftspostille und ein Fly-
er hier und da sind das nicht wert.

Ich erwarte, dass über die Aus-
wirkungen gründlich mit Beispie-
len etc. informiert wird und auch
informiert wird, warum die Ge-

Warum prozentuale Erhöhungen?

maßen für die Untaten von Men-
schen herhalten müssen oder sol-
len und deren bewusste oder un-
bewusste Verwendung kritisch und
genauestens beobachtet und beur-
teilt wird. So schrecklich zurück-
liegende Ereignisse auch waren,
sollte doch kein ständiges, Schuld
zuweisendes „Aufwärmen“, Ver-
gleichen und Gegenüberstellen er-
folgen, zumal laut Duden das Wort
„Spezial“ auch „Sonder“ bedeutet.
Heutigen unbedarften Generatio-
nen, samt Zu- und Einwanderern
sind solche Vergleiche und Einge-
bungen fremd und oft ohne Bezug
und was müsste oder sollte man
alles nicht verwenden dürfen, was
mit der Silbe „Sonder-“ beginnt.
Deshalb Erinnerungen und ge-
schichtliche Wertung ja – aber
nicht bei jeder passenden oder un-
passenden Gelegenheit die über-
triebene Aufarbeitung eines Hau-
ches der Vergangenheit Deutsch-
lands oder anderer Völker.

Dieter Tendick,
Waldfischbach-Burgalben

wirtschaft. Unter anderem aus
diesem Grund haben die Arbeit-
geber auch angefangen, hier zu
privatisieren. Angefangen bei
den Putzfrauen …

Letztendlich mussten wir aus
dem gleichen Grund die neue
Entgeltgruppe 1 im neuen Tarif-
vertrag für den öffentlichen
Dienst (TVöD) einfügen, um
dem gerecht zu werden. Mit For-
derungen nach linearen Erhö-
hungen oder sozialen Kompo-
nenten, die tabellenwirksam wer-
den, werden also ausschließlich
tarifpolitische Entscheidungen
getroffen. Sozialpolitische oder
steuerpolitische Veränderungen
oder „Fehler“ kann und will
Tarifpolitik nicht ausgleichen.
Sonst würden uns bei einer An-
hebung des Kindergeldes,
Steuererleichterungen usw. die
Arbeitgeber die eingesparten
Beträge „anrechnen“ wollen.
Deshalb bleibt die Tarifpolitik im
Rahmen ihrer Zuständigkeit,
und hat die Frage zu stellen, wel-
che Bezahlung für die entspre-
chende Ausbildung, Tätigkeit
und Qualifikation erreicht wer-
den kann. Das hängt natürlich
auch von der gewerkschaftlichen
Durchsetzbarkeit ab. Unabhän-
gig davon werden wir auch zur
nächsten Einkommensrunde die
Frage nach der „richtigen Art“
der Forderung stellen. Diese
Antwort muß dann die Große
Tarifkommission geben.

kör.

werkschaft nichts dagegen machen
konnte bzw. wollte. Ich erwarte,
dass sich nicht jede Gewerkschaft
in der Polizei irgendeine Errun-
genschaft auf die Fahne schreibt,
weil sie der Meinung ist, damit bes-
ser zu punkten.

Vielmehr erwarte ich, dass sich
alle Gewerkschaften zusammen-
setzen und sich gemeinsam mit ih-
rem Gewicht einbringen, um den
Kahlschlag bei den Beamten-
pensionen und den Änderungen
bei der Wochen- und Lebens-
arbeitszeit und sonstigen Ein-
schnitten zu verhindern.

Michael Köster, Hockenheim

Zu: Die Altersversorgung
der Beamten im Visier
der Populisten, DP 7/05
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TITEL

Positionen zur
Bekämpfung des islamistischen

Terrorismus
Allerspätestens seit Madrid dürfte auch der letzte
Skeptiker begriffen haben, dass der islamistische Ter-
rorismus Europa erreicht hat. Aber noch immer hadert
Deutschland in wichtigen Fragen des effektiven
Gegensteuerns. Während Otto Schily bereits im
vergangenen Jahr ein drittes Sicherheitspaket forderte,
geht der Streit zwischen den Parteien weiter: Wie viel
Kompetenz darf sicherheitspolitisch in einer Hand lie-
gen? Wie könnte man eine gemeinsame Anti-Terror-
Datei aller Sicherheitsbehörden gestalten und wie
könnte die Zusammenarbeit mit der Bundeswehr im
Terrorismus-Fall und in der Prävention aussehen.
Inzwischen bereiten Djihadisten vielfach unerkannt und
unbeobachtet das Feld für neue Anschläge vor.

Bereits 2001 hat die GdP ihr
erstes Positionspapier zum
islamistischen Terrorismus fest-
geschrieben. Die veränderte
Lage forderte nun eine Aktuali-
sierung. Eine Arbeitsgruppe der
GdP hat das Papier Ende Juni
aktualisiert. Inzwischen haben
die Ereignisse in London gezeigt,
wie gegenwärtig die Bedrohung
Europas – und damit auch
Deutschlands – durch den
islamistischen Terrorismus ist.

 Im Folgenden die wichtigsten
Punkte des Positionspapiers:

Zur Gefahrendimension

In vielen muslimischen Län-
dern wächst die generelle „anti-
westliche“ Stimmung weiter an.
Die von Bin-Laden kultivierte
Sicht, dass der Islam durch im-
perialistische Hegemonialbe-
strebungen der westlichen
Kreuzritter bedroht sei, ist für
viele desillusionierte Muslime
unverändert attraktiv.

Eine solche Situation bietet
terroristischen Gruppen den
Nährboden für die Rekrutierung
fanatischer Muslime, die als Ter-
roristen ausgebildet und einge-
setzt werden sollen. In Trainings-
lagern des Terrornetzes Al-Qaida

sind nach Schätzungen des
Bundeskriminalamtes rund
70.000 Männer zu Glaubens-
kriegern ausgebildet worden.

Sie wollen bei ihren Aktionen
möglichst viele Menschen um-
bringen, um ein Höchstmaß an

Angst zu verbreiten. Nichts soll
mehr sicher und nahezu alles
denkbar erscheinen. Dazu gehört
der Einsatz von biologischen und
chemischen Waffen oder auch
von „schmutzigen Bomben“ (mit
atomverseuchtem Material).

Bedroht ist die gesamte le-
bensnotwendige Infrastruktur
unserer westlichen Industriestaa-
ten. Von der Verseuchung unse-
rer Wasserversorgung, über die
Bedrohung der Kernkraftwerke
bis zum Cyber-Krieg (Internet-
Angriff auf unsere gesamte In-
frastruktur).

Weltweit wird inzwischen von
einem Krieg gegen den isla-
mistischen Terrorismus gespro-
chen. Ohne Zweifel verlangt die-
ser auch den Einsatz von Militär.
Bei uns in Deutschland hingegen
sprechen wir überwiegend bei
der Bekämpfung des Terrorismus
– vom Grundsatz her über eine
polizeiliche Aufgabe. Doch ins-

besondere bei den Einsätzen in
den internationalen Krisenher-
den verwischen sich zunehmend
die bisherigen Trennungslinien
zwischen dem Einsatz polizeili-
cher und militärischer Mittel.

Darüber hinaus nimmt die
Zusammenarbeit/Arbeitsteilung
zwischen der OK und dem Ter-
rorismus zu. So gibt es zahlreiche
Hinweise (insbesondere des
BND), dass Al-Qaida-Angehöri-
ge auf die Hilfe von OK-Krimi-
nellen bei der Beschaffung von
falschen Dokumenten, bei
Schleusungen oder bei der Waf-
fen- und Sprengstoffbeschaffung
zurückgegriffen haben.

Bedrohungslage
in Deutschland

Obwohl durch die Sicherheits-
behörden die Gefahren durch
den islamistischen Terrorismus

Die Sicherheitsmaßnahmen auf deutschen Flughäfen und Bahnhöfen wurden bereits nach Ausbruch des Irak-
Krieges und noch einmal nach den Anschlägen in Madrid deutlich verschärft.

GDP FORDERT DRITTES SICHERHEITSPAKET
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für die Innere Sicherheit in den
westlichen Staaten, für Europa
und auch für Deutschland belegt
werden können, werden diese in
der Öffentlichkeit immer noch
unterschätzt.

Doch Tatsache ist:
• dass seit der Festnahme des

mutmaßlichen OBL-Finanz-
chefs Salim am 16.9.1998 deut-
liche Al-Qaida-Bezüge nach
Deutschland erkennbar ge-
worden sind,

• dass u. a. aus Deutschland
die Vorbereitungen für die
schrecklichen Anschläge in
den USA ausgingen, sowie
drei der insgesamt 19 ermittel-
ten Täter stammten,

• dass in Hamburg die beiden
weltweit ersten Prozesse gegen
Terrorverdächtige für die grau-
samen Anschläge vom
11.9.2001 (USA) stattfanden:
gegen Mzoudi und Motas-
sadeq,

• dass nach dem Anschlag von
Madrid auch Spuren nach
Deutschland führten.

Die Erkenntnislage der
Sicherheitsbehörden über die
bestehenden Netzwerke des
islamistischen Terrorismus hat
sich zunehmend verbessert.
Derzeit werden bundesweit
mehr als 170 Ermittlungsverfah-
ren mit islamistisch-terroristi-
schem Hintergrund geführt.

Dabei ist immer deutlicher
geworden, dass es in Europa eine
starke Vernetzung im Bereich
des islamistischen Terrorismus
gibt. Nahezu bei jeder Festnah-
me gibt es Bezüge ins europäi-
sche Ausland. Deutschland ist
ohne Zweifel ein Ruhe-, Rück-
zugs- und Vorbereitungsraum
aber auch ein Zielland für
islamistische Terroristen.

Laut Verfassungsschutz-
bericht 2004 sind von den über 3
Mio. in Deutschland lebenden
Muslime in 24 islamistischen Or-
ganisationen 31.800 Personen
eingebunden, von denen rd.
27.250 türkischer und rd. 3.300
arabischer Herkunft sind.

Grundsätzlich haben diese
islamistischen Vereine nichts mit
dem internationalen Terrorismus
zu tun, gleichwohl werden ihre

hier in Deutschland verfestigten
Strukturen missbraucht.

Bisherige sicherheits-
politische Konsequenzen

Um die Bekämpfung des Ter-
rorismus in Deutschland nach-
haltig zu verbessern, wurden u. a.
mit dem am 1. Januar 2002 in
Kraft getretenen Terrorismus-
bekämpfungsgesetz umfangrei-
che Gesetzesänderungen und
Sicherheitsmaßnahmen in Gang
gebracht:

• Änderung des Vereinsgesetzes
(Aufhebung des Religions-

   privileges) – in der Folge Ver-
bote gegen islamistisch-extre-
mistische Organisationen
(„Kalifstaat“, „al-Aqsa e.V.“,
„Hizb-ut Tahrir“),

•  Einführung eines § 129 b StGB

(Ausweitung der Strafverfol-
gung auf Mitglieder ausländi-
scher terroristischer Organisa-
tionen),

• neue Ermittlungskompeten-
zen für das BKA (schwere Fäl-
le der Datensabotage),

• neue Kompetenzen für den
Verfassungsschutz (Einholung
von Auskünften bei Kredit-
und Finanzinstituten zur Er-
forschung von Geldströmen,
Auskünfte bei Kommunikati-
onsdienstleistern),

•  Personalverstärkungen – 1.450
Polizeivollzugsbeamtinnen
und -beamte und ca. 500
Verwaltungsstellen beim BGS;
ca. 500 Stellen beim BKA (z.
T. auch Personalverstärkung in
den Bundesländern),

•  durch Änderung des Pass- und
Personalausweisrecht Schaf-
fung der Grundlage für die
Aufnahme biometrischer
Merkmale in den Ausweisen,

um die Sicherheit bei der Iden-
tifizierung von Personen zu
erhöhen.

Verbesserung der Luftsicher-
heit:
• Einsatz von bewaffneten Flug-

sicherheitsbegleitern in deut-
schen Flugzeugen,

• Einbau von schuss- und ein-
bruchssicheren Cockpittüren,

• verschärfte Zuverlässigkeits-
überprüfungen,

•  vollständige Kontrolle des auf-
gegebenen Gepäcks seit dem
1.1.2003,

• Einrichtung einer umfassen-
den Qualitätskontrolle der
Luftsicherheitsmaßnahmen.

Regelungen im  Zuwanderungs-
gesetz:
• Erleichterte Abschiebungen:
   Eine Abschiebungsanordnung

kann auf Grund einer Tat-
sachengestützten Gefahren-
prognose verfügt werden; Er-
messensausweisung bei geisti-
gen Brandstiftern („Hass-
predigern“); zwingende Aus-
weisung von Schleusern, wenn
sie mit Freiheitsstrafe von über
einem Jahr verurteilt wurden.

• Aufbau einer Warndatei für
das Visumverfahren auf nati-
onaler Ebene, falls eine ent-
sprechende Datei auf europä-
ischer Ebene bis 2006 keinen
Erfolg haben sollte.

•  Der Rechtsweg für Abschiebe-
kandidaten wird in einer In-
stanz beim Bundesverwal-
tungsgericht gewährleistet.

•  Falls der Vollzug der Abschie-
bung an Abschiebehinder-
nissen scheitert (Folter, Todes-
strafe), sollen Meldeauflagen,
Einschränkungen der Freizü-

Als Reaktion auf die Terroran-
schläge in London hat der Vorsitzen-
de der Deutschen Bischofs-
konferenz, Kardinal Karl Lehmann,
von den Muslimen eine deutliche
Distanzierung von solchen Taten ge-
fordert. Auch Bundesinnenminister
Otto Schily und der CDU-Innen-
experte Wolfgang Bosbach haben
die Moslems in Deutschland aufge-
rufen, sich aktiv gegen Islamisten
zu stellen. 3,5 Millionen Muslime in
Deutschland (950.000 haben einen
deutschen Pass) sind in irgendeiner
Weise organisiert.
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gigkeit und Kommunikations-
verbote erhöhte Sicherheit
bringen.

• Verpflichtung des Ausländers
bei Einbürgerung, Vorstrafen
im Ausland bekannt zu geben.

Auf europäischer Ebene:
• Beschluss eines europäischen

Aktionsplanes,
• konsequente Einführung eines

europäischen Haftbefehls,
• einheitliche Definition des Be-

griffes „Terrorismus“,
• neue Zuständigkeit für Eu-

ropol

Weitere Maßnahmen:
• Im Dezember 2004 hat in

Berlin das gemeinsame Terro-
rismusabwehrzentrum seine
Arbeit aufgenommen (ca. 150
Mitarbeiter). In diesem Zen-

trum werden die Spezial- und
Analyseeinheiten des Bundes-
kriminalamtes und des Bun-
desamtes für Verfassungs-
schutz zusammengeführt. Der
Bundesnachrichtendienst, die
Landeskriminal- und Verfas-
sungsschutzämter, der Bundes-
grenzschutz (neu: die Bundes-
polizei), das Zollkriminalamt
und der Militärische Ab-
schirmdienst werden in die
Arbeitsläufe eingebunden.

• Auf Initiative von Bundes-
innenminister Schily hat die
Innenministerkonferenz im
März dieses Jahres beschlos-
sen, bis 2010 ein gemeinsames
Digitalfunknetz für die
Polizeien aufzubauen.

Bestehende
Sicherheitsdefizite

Auch wenn die bereits umge-
setzten Sicherheitskonzepte in
Teilen zu Erfolgen geführt ha-
ben, besteht nach wie vor
Regelungsbedarf, da wesentliche
Forderungen der Sicherheits-
behörden bisher nicht umgesetzt
worden sind:
• Die weltweit ersten Prozesse

gegen Terrorverdächtige der
Anschläge vom 11.9.2001 in
Hamburg verliefen äußerst un-
befriedigend:  Mzoudi ist frei-
gesprochen worden, das Ge-
richtsverfahren gegen
Motassadeq ist noch immer im
Gange. Es mangelt z. T. an Be-
weisen, über die die USA zwar
verfügen, jedoch den deut-

schen Behörden nicht zur Ver-
fügung stellen.

• Es fehlen die Harmonisierung
der Polizeigesetze, insbeson-
dere im Bereich der verdeck-
ten Ermittlungen, rechtliche
Voraussetzungen für den Ein-
griff in die Kommunikations-
strukturen des internationalen
Terrorismus und eine Kron-
zeugenregelung.

• Durch die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichtes
ist der so genannte Lauschan-
griff aktuell kaum anzuwen-
den.

• Es gibt Probleme bei der Ab-
schiebung von Terrorverdäch-
tigen bzw. Personen von denen
eine Gefahr ausgeht.

• Das bestehende Datenschutz-

recht behindert eine effektive
Bekämpfung des internationa-
len Terrorismus im Bereich der
Datenerhebung und -verar-
beitung zur Gefahrenabwehr.

• Der Datenschutz erschwert
darüber hinaus den notwendi-
gen Informationsaustausch der
Sicherheitsbehörden unterein-
ander (z. B. gemeinsame Da-
tenpools von Polizei und Ver-
fassungsschutz).

• Die Zusammenarbeit zwischen
BKA/BGS, MAD, BND, BfV,
und den Länderpolizeien und
Landesämter für Verfassungs-
schutz ist nach wie vor verbes-
serungsbedürftig.

• Bei der Polizei fehlt durch dras-
tische Kürzungen dringend be-
nötigtes Personal. In den letz-
ten fünf Jahren wurden ca.
7.000 Polizistenstellen in den

Bundesländern
gespart. Weitere
4.000 sind in den
nächsten zwei
Jahren vorgese-
hen.
   Die Polizei ist
mit dem gegen-
wärtigen Perso-
nalbestand nicht
einmal in der
Lage, die bekann-
ten Gefährder zu
überwachen.
• Der Öffentlich-
keit wird mit
Scheinvorschlä-
gen getäuscht. So
mit dem Vor-
schlag des Einsat-

zes der Bundeswehr im Innern
(zum Objektschutz), der
Schaffung einer Nationalgarde
und einer Heimatschutz-
behörde.

• Der nach dem 11.9.2001 ver-
abschiedete europäische Akti-
onsplan wird nur sehr schlep-
pend umgesetzt.

• Polizei- und Justizsysteme in
der EU sind extrem national-
staatlich ausgerichtet und
höchst unterschiedlich organi-
siert, was z. B. grenzüberschrei-
tende Ermittlungen sowie ope-
rative Maßnahmen zumindest
erheblich erschwert.

• Die Nachrichtendienste agie-
ren auf europäischer Ebene
nebeneinander her. EU-
Außenminister Javier Solana:

„Vorhandene Instrumente
werden schlecht genutzt, ge-
troffene Entscheidungen nicht
umgesetzt, gemeinsame Ziele
zu unklar definiert“.

• Europol wird von vielen Län-
dern immer noch unzurei-
chend mit Informationen in
Sachen Terrorismus versorgt.

• Eine konsequente Verknüp-
fung internationaler Erkennt-
nisse, z. B. durch eine enge
Zusammenarbeit mit den
USA, ist nicht erkennbar.

Strategische
Erkenntnisse und
Vorüberlegungen

Es ist entscheidend, dass man
sich von der in der Öffentlichkeit
weit verbreiteten Vorstellung
verabschiedet, bei den Terroris-
ten handele es sich um so ge-
nannte „Schläfer“, die eine
Kampfausbildung erhalten ha-
ben und dann nach Deutschland
geschickt wurden, wo sie nun le-
gal und unauffällig leben, bis sie
dann plötzlich einen Terroran-
schlag verüben. Al-Qaida hat
sich längst von einer Organisati-
on zu einer globalen Bewegung
entwickelt. Die größte Gefahr
geht daher von geheim operie-
renden, lokalen Terrorzellen aus,
die Anschläge in eigener Regie
planen und durchführen (Non-
alligned-Mudjahedin-Gruppen).
Die Mitglieder dieser Zellen sind
nur schwer erkennbar, da sie sich
überwiegend in ethnisch und re-
ligiös geschlossenen Bevölke-
rungsgruppen bewegen.

Die bisherigen Ermittlungen
haben darüber hinaus gezeigt,
dass die islamistischen Terroris-
ten über internationale Verbin-
dungen verfügen.

Nach vielfältigen Erkenntnis-
sen weltweit bestehen Verbin-
dungen zwischen organisierter
Kriminalität und dem isla-
mistischen Terrorismus, indem z.
B. Terrorzellen die vorhandenen
OK-Strukturen für ihre Zwecke
ausnutzen. So haben Al-Qaida-
Mitglieder auf professionelle
Dokumentenfälscher und
Schleusungshelfer zurückgegrif-

EU-Außen-
minister Javier
Solanas nach
dem Londoner
Terroranschlag:
„Wir dürfen in
unserer Wach-
samkeit nicht
nachlassen. Wir
arbeiten daran
jeden Tag, und
in einer sehr en-
gen Abstim-
mung mit allen
EU-Ländern.“

Fortsetzung Seite 10
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fen. Auch Waffen und Spreng-
stoff beschafften sich Terroristen
von organisierten Banden. Eine
wichtige Finanzierungsquelle für
die Terroristen ist der Drogenan-
bau in Afghanistan.

Diese Erkenntnisse aus den bis-
herigen Ermittlungen erfordern
eine neue strategische Ausrichtung
der Sicherheitsbehörden:
• Die Vorfeldermittlungen müs-

sen für die Sicherheitsbehör-
den Priorität haben. Es geht in
erster Linie um die Verhinde-
rung von Terroranschlägen.
Dazu gehören das Erkennen
und die Zerschlagung der in
Deutschland vorhandenen
oder neu entstehenden Struk-
turen – auch und gerade tem-
porärer – gewaltbereiter
Islamisten.

• Die Aufdeckung von Radi-
kalisierungsstrukturen und
-prozessen ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Von
zentraler Bedeutung ist daher
die Zusammenarbeit aller In-
stitutionen, die relevante Infor-
mationen zur Bekämpfung des
islamistischen Terrorismus bei-
tragen können. Das umfasst
Bundes- und  Landesbehör-
den, Polizeien, Nachrichten-
dienste und Hilfsorganisa-
tionen, aber auch Unterneh-

men wie z. B. Versicherungen
und Banken.

Forderungen zur
Bekämpfung des
islamistischen
Terrorismus aus Sicht
der GdP

Der islamistische Terrorismus
kann nur durch ein umfassendes,
strategisch angelegtes Konzept
wirksam bekämpft werden. Dazu
gehören die nachfolgenden vier
Punkte.

1. Bekämpfung der Haupt-
    ursachen des Terrorismus:
• Das Thema Hunger, Not und

Chancengleichheit in der Welt
muss in der Weltpolitik ver-

stärkt in den Vordergrund ge-
stellt werden.

• Der Terrorismus kann auf lan-
ge Sicht nur besiegt werden,
wenn der Kampf gegen den
Terror von einer offensiven
geistig-politischen Auseinan-
dersetzung begleitet wird.

• Umsetzung einer besseren In-
tegration von Menschen, die
aus anderen kulturellen und
religiösen Zusammenhängen
zu uns kommen – Ausgrenzung
und Abschottung sind in einer

globalisierten Welt keine Ant-
wort auf die Bedrohungen des
Terrorismus.

2. Beseitigung vorhandener
    Gesetzesdefizite:
• Schaffung einer Kronzeugen-

regelung,
• Regelausweisung auf der

Grundlage des Ausländerrech-
tes bei Terrorverdacht  (Ge-
fahr für die öffentliche Sicher-
heit) und Verkürzung des In-
stanzenweges,

• stringente Handhabung der
Abschiebehaft,

• ersatzweise Einengung der
Reisefreiheit, falls Abschie-
bung nicht sofort möglich ist,

• Ausweitung des genetischen
Fingerabdruckes als Regel-
maßnahme der ED- Behand-
lung,

• längere Aufbe-
wahrungsfristen
von Kommuni-
kationsdaten,
• Schaffung eines
praxisgerechten
D a t e n s c h u t z -
rechts zur Er-
möglichung ef-
fektiver Datener-
hebung, -verar-
beitung  und
-übermittlung zur
G e f a h r e n a b -
wehr,
•Harmonisierung
der Polizeigeset-
ze, insbesondere
für den Einsatz
von VP und VE
sowie der Wohn-
raumüberwachung
im Bereich der
Gefahrenabwehr,
• Schaffung bun-
deseinheitlicher
rechtlicher Vor-

aussetzungen für den Eingriff
in die Kommunikationsstruk-
turen des internationalen Ter-
rorismus (z. B. Telekommuni-
kationsüberwachung zur Ge-
fahrenabwehr, längere Auf-
bewahrungsfristen von Ver-
bindungsdaten).

3. Verbesserung der polizeilichen
    Arbeit:
• Stärkung des gemeinsamen

Terrorismusabwehrzentrums
(GTAZ) in Berlin,

• Einrichtung von gemeinsamen
Dateien der deutschen Sicher-
heitsbehörden zur Beobach-
tung und Bekämpfung des
islamistischen Extremismus
und Terrorismus (Anti-Terror-
Dateien),

•  Verbesserung der Zusammen-
arbeit zwischen Polizei und
Nachrichtendiensten auf nati-
onaler und internationaler
Ebene (Optimierung vorhan-
dener Strukturen, Netzwerke
der Sicherheitsbehörden),

• Verbesserung der Identitäts-
prüfung im Reiseverkehr so-
wie der Fälschungssicherheit
von Ausweisdokumenten
durch den Einsatz technisch
sicherer biometrische Mittel,
z. B.

   - bei der Kontrolle der einrei-
  senden Personen,

   - bei Visa und Aufenthaltsti-
  teln und

   - bei Pässen und Personalaus
  weisen,

•  schnellstmögliche bundes-
 weite Einführung des Digital-
 funks bei der Polizei,

• personelle Stärkung der Poli-
zei, das bedeutet:

   - keinen weiteren Stellen-
  abbau,

   - angemessene Einstellungen,
   - bedarfsgerechte Ausbildung,
• Gewinnung externer Fach-

kompetenz (z. B. Islam-
wissenschaftler, sprachkundige
Mitarbeiter),

•  Vermeidung des so genannten
„Tischdeckeneffektes“ (zu-
sätzliche Aufgaben benötigen
auch zusätzliches Personal).

Der internationale islamis-
tische Terrorismus ist eine bislang
nicht bekannte Herausforderung
für die Sicherheitsbehörden welt-
weit. Wer sich auf die Fahnen
schreibt, ihn angemessen be-
kämpfen zu wollen, der muss auch
Sorge dafür tragen, dass die
Sicherheitsbehörden entspre-
chend personell und materiell
ausgestattet und so in die Lage
versetzt werden, ihre Aufgaben
sachgerecht zu erfüllen.

4. Notwendige Maßnahmen auf
    europäischer Ebene:
• Zugriff der Sicherheitsbe-

hörden auf die EURODAC-
Datenbank, in der Fingerab-

Am 14.12.2004 stellte Bundesinnenminister Otto Schily (2. v. r.) neben Bundes-
kriminalamtspräsident Jörg Ziercke (r.), Heinz Fromm (Präsident Bundesamt für Ver-
fassungsschutz (2. v. l.) und August Hanning (Präsident Bundesnachrichtendienst)
das neue Terrorabwehrzentrum in Berlin vor. Im neuen Zentrum in Berlin soll die Arbeit
aller Sicherheitsbehörden koordiniert und ihre Informationen ausgetauscht werden.

   Fotos: ddp
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drücke von Asylbewerbern
und illegal Aufhältigen gespei-
chert sind,

• Einrichtung einer EU-weiten
elektronischen Rasterfahn-
dung (nach Auffassung der
AG: Rasterfahndung – viel
Aufwand – wenig Erfolg!),

• Weiterentwicklung des Schen-
gener Informationssystems
(weitere Mitgliedsstaaten/Har-
monisierung),

• weiterer Ausbau von Europol
bei der Terrorbekämpfung,

• verbesserter Informationsaus-
tausch zwischen den europäi-
schen Geheimdiensten,

• Ausbau der europäischen
Grenzschutzagentur,

•  Zugriff für alle EU-Staaten auf
DNA/Fingerabdruckdateien.

Forderungen, die von der
GdP abgelehnt werden

• Die Einrichtung eines europäi-
schen Terrorbeauftragten ist un-
verständlich und wenig hilfreich
und eher als ein Zeichen von
Aktionismus zu werten. Euro-
pol hat bereits die Aufgabe, die
Informationen im Bereich des
„Terrorismus“ zu sammeln und
zu analysieren. Die Mitglieds-
länder müssen nur die Informa-
tionen liefern. Außerdem gibt es
auf EU-Ebene einen Kommis-
sar für Inneres.

• Die inhaltsgleiche Übernahme
der Vorgaben durch den
BVerfG-Entscheid zur akusti-
schen Wohnraumüberwachung
in die Polizeigesetze der Länder
ist kontraproduktiv und würde
die praktische Präventionsarbeit
der Polizei behindern, wenn
nicht gar unmöglich machen.

• Die Forderung nach einem eu-
ropäischen Geheimdienst hat
vorerst keine Realisierungs-
chance und bleibt Theorie.

• Innere Sicherheit muss Aufgabe
der Polizei bleiben. Daher ist der
Einsatz der Bundeswehr zur
Bekämpfung des islamistischen
Terrorismus im Inneren abzu-
lehnen.

 Dieselben Leute, die diese
Vorstellungen verkünden, kürzen
bei der Polizei das Personal weg.

Dank der in den USA, in
Deutschland und auf internati-
onaler Ebene getroffenen
sicherheitspolitischen Maßnah-
men konnten in den letzten Jah-
ren weltweit eine Reihe von ge-
planten Anschlägen verhindert
werden:

September 2001:  geplanter
Anschlag durch die Gruppe um
Beghal und Trabelsi auf das
amerikanische Konsulat in Pa-
ris

Dezember 2001: Festnahme
des so genannten Schuh-
bombers Reid auf einem Flug
von Paris nach Miami

Mai 2002: Anschlags-
planungen gegen Schiffe in der
Strasse von Gibraltar und
Touristenorte in Marokko

April 2004: geplanter An-
schlag mit einer Chemiebombe
in Großbritannien (Tatort ver-

mutlich London) Mindestens
fünfmal wurden konkrete
Anschlagsvorbereitungen in
Deutschland gestört bzw. An-
schläge verhindert:

• Am 10. März 2003 sind vom
OLG in Frankfurt am Main im so
genannten Meliani-Verfahren
(Ende 2000: geplanter Anschlag
auf den Straßburger Weihnachts-
markt) gegen 4 Angeklagte hohe
Haftstrafen verhängt worden.

• Derzeit läuft ein Prozess in
Düsseldorf gegen vier mutmaßli-
che Mitglieder der Al-Tawhid. Sie
haben Anschläge gegen jüdische
Einrichtungen in Berlin geplant.
Geplante Anschlagsziele befan-
den sich auf dem Laptop.

• Am 4. Mai 2005 hat in Berlin
der Prozess gegen den Tunesier
Ihsan Garnaoui begonnen, der
Anfang 2003 nach zwei Jahren aus

dem „Heiligen Krieg“ in Af-
ghanistan zurückkehrte. Dieser
plante ebenfalls einen Anschlag
auf eine jüdische Einrichtung;
er besorgte sich eine Pistole
und falsche Ausweise; das Han-
dy war als Zündauslöser umge-
baut. Der Nebenraum einer
Moschee in Berlin wurde als
Ausbildungsstätte genutzt.

• Im Dezember 2004 konn-
te ein geplanter Anschlag auf
den damaligen irakischen Prä-
sidenten Alawi anlässlich seines
Deutschlandbesuches durch
die Festnahme von drei islamis-
tischen Terrorverdächtigen ver-
hindert werden.

• Zwei Terrorverdächtige
werden im Februar 2005 festge-
nommen, die Anschläge ge-
plant hatten. Ein Täter wollte
als „Kämpfer“ in den Irak.

Vereitelte Anschläge

Madrid, London – wie nah kommt
uns der Terror?
Seit vielen Jahren trägt der Terrorismus-Experte Berndt
Georg Thamm in unzähligen Gesprächen, in Interviews
und Büchern zur Aufklärung über den islamistischen Ter-
rorismus bei. In seinem neuen Buch „Al-Qaida – das Netz-
werk des Terrors“ lenkt er den Blick insbesondere auf die
internationale Entwicklung der Problematik und beleuch-
tet die Vernetzungen.
Die jüngsten Londoner Ereignisse geben dem Buch zu-
sätzlich Brisanz – der Autor beschreibt darin London als
eine Zentrale für Djihadisten.

Herr Thamm, Scotland Yard
und auch der Londoner Bürger-
meister Ken Livingstone hatten
immer wieder gewarnt, ein großer
Terroranschlag in London sei „nur
eine Frage der Zeit“. Warum ge-
rade London?

Weil sich – auch vor dem Hin-
tergrund der eigenen Geschichte,
auch der Kolonialgeschichte des
einst mächtigen Empire – die
Hauptstadt Britanniens zum Ende
des 20. Jahrhunderts zur Dreh-
scheibe für Widerstandsgruppen
und Oppositionelle aus aller Welt
entwickelt hat. Großbritanniens
Toleranz ermöglichte Dissidenten
aller couleur – von der irakischen
Opposition über die Vertretung
der algerischen FIS (islamistische

Heilspartei) bis hin zur palästi-
nensischen HAMAS – Vertretun-
gen in London einzurichten. Vete-
ranen des Afghanistankrieges war-
ben dort z. B. ganz offen für den
Djihad und predigten Gewalt. Last
not least spielt natürlich auch die
Beteiligung des Vereinigten
Königreiches als wichtigster Part-
ner der USA im Konflikt am Golf
eine wesentliche Rolle.

Joschka Fischer betonte nach
den Anschlägen: „Der Terroris-
mus darf, er wird sich nicht durch-
setzen“. Hat er das nicht längst?

Fischer meinte wahrscheinlich,
dass die Politik sich nicht durch
terroristische Aktionen in ihren
Entscheidungen bzw. in ihren

Entscheidungsfindungsprozessen
beeinflussen lassen darf. Politik
darf durch Terror nicht erpressbar
werden. Das ist die Kernaussage.
Der Terrorismus hat sich in dieser
Hinsicht also „nicht durchgesetzt“;
allerdings hatte und hat er gezielt
global Schrecken verbreitet. Das
ist ja bekanntlich das Grundan-
liegen, das die Al-Qaida-Strategen
und -idelolgen verfolgen. Aber der
Terrorismus hat auch globalen
Widerstand provoziert, der sich
zunehmend professioneller und
geschlossener organisieren wird.

Orientieren sich die Terroristen
tatsächlich an weltlich-politischen
Motiven, also wird z. B. „abge-
straft“, wer sich am Irak-Krieg
beteiligt? Und kann man sich da-
her in Deutschland relativ sicher
wähnen?

Auf beide Fragen muss ich mit
einem deutlichen Nein antworten.
Zur ersten Frage: Die Djihad-Ter-
roristen orientieren sich letztlich
an ihrem Ziel, einen globalen
islamistischen Gottesstaat (Kali-
fat) durch einen bewaffneten Hei-
ligen Krieg zu errichten. Wer die-
ses Ziel ablehnt und den Weg
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dorthin (Djihad) nicht mit trägt, ist
grundsätzlich aus Sicht der Djihad-
Terroristen ein „Feind des Islam“,
der überall in der Welt zu bekämp-
fen ist. Für diese „Feinde“ gelten
keine Schutzfaktoren, weder Re-
ligion noch Nationalität, ethnische
Zugehörigkeit, Geschlecht, Alter
oder Gesundheitszustand.

Ein „Abstrafen“ der „Feinde“,
die sich unmittelbar am Irak-Krieg
beteiligen ist ein zusätzliches Mo-
ment der Aggression aber nicht
der Hauptverursacher.

Daher kann man sich auch nicht
in Deutschland in Sicherheit wie-
gen. Was den Irak-Krieg betrifft, ist
Deutschland indirekt involviert, d.
h. deutsche Polizisten beschulen
irakische Polizisten auf der arabi-

ghanistan als Friedenstruppen der
Vereinten Nationen (ISAF) stati-
oniert sind, stellt die Deutsche
Bundeswehr allein rund 2.000 und
trägt sich mit der Absicht, das sol-
datische Kontingent noch zu erhö-
hen. Deutschland ist seit Ende
2001 ein verlässlicher Partner in
der internationalen Allianz der
Antiterrorbekämpfung, nimmt bis
zum heutigen Tage auch wichtige
Aufgaben in der Operation
Enduring Freedom wahr.

Und zur indirekten Beteiligung
im Konflikt am Golf, der direkten
Beteiligung am Hindukusch und
der weltweiten Beteiligung im
Antiterrorkampf kommt noch
eine intensive Antiterrorbekämp-
fung im Inland hinzu. Stichwort
Bekämpfung der so genannten
Hassprediger, Bekämpfungen der
Rekrutierungen  junger Muslime
für den Djihad, die Bekämpfung
der Ausbildung der Rekrutierten,
die Bekämpfung der Versuche,
Finanzmittel für den Djihad  am
Golf einzuwerben und nicht
zuletzt die Bekämpfung der
Schleusung, also des Menschen-
schmuggels junger Kämpfer aus
Deutschland, aus Europa an den
Golf, nach Tschetschenien oder an
andere Kriegsschauplätze des
„Heiligen Krieges“.

Deutschland hat sich zusam-
menfassend derart positioniert,
dass es schon längst seit Jahren im
Visier der Djhad-Terroristen steht.
Deutschland ist nicht mehr nur
Rückzugsregion, Ruheraum und
Vorbereitungsgebiet für Anschlä-
ge für diese Täter, sondern
mittlerweile selbst Anschlags-
gebiet geworden. Dass es nicht zur
Tatbegehung gekommen ist, ist der
Arbeit unserer Schutzorgane –
insbesondere der Strafverfol-
gungsbehörden zu verdanken, die
im Vorfeld Anschlagsplanungen
haben aufdecken können bzw. An-
schlagsbegehungen vor der Tataus-
führung haben verhindern kön-
nen. Bis zum heutigen Tage ist am
OLG Düsseldorf ein Verfahren
gegen mutmaßliche Djihad-Terro-
risten der Gruppe Al-Tawhid an-
hängig, die konkret Anschläge ge-
gen jüdische Mitbürger bzw. jüdi-
sche Einrichtungen in Düsseldorf
und Berlin geplant hatte. Es ist also
in keiner Weise Panikmache, wenn

Aus Anlass des ersten Jahres-
tags der Terroranschläge von
Madrid (11. März 2004) veran-
staltete der „Club de Madrid“
vom 9. bis 11. März 2005 in
Zusammenarbeit mit der spani-
schen Regierung eine internati-
onale Konferenz unter der Über-
schrift „Demokratie für eine
sichere Welt“, auf der UN-
Generalsekretär Kofi Annan
den Fünf-Säulen-Plan der UNO
(siehe Seite 14) vorstellte.

         Foto: dpa

schen Halbinsel. Deutsche Bun-
deswehrsoldaten helfen irakischen
Soldaten ebenfalls auf der arabi-
schen Halbinsel. Was Afghanistan
betrifft, also ebenfalls ein islami-
sches Land, nimmt Deutschland
sogar eine herausragende Stellung
ein: Von den 8.300 Soldaten aus
rund 30 Ländern die derzeit in Af-
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vor diesem Hintergrund auch in
Deutschland mit Anschlägen ge-
rechnet werden muss.

Warum distanzieren sich so we-
nige muslimische Glaubensge-
meinschaften eindeutig vom – im
Namen ihres Herrn begangenen –
terroristischen Morden?

In Relation zu anderen Weltre-
ligionen gibt es im Islam keine für
die gesamte muslimische Gemein-
schaft gültig sprechende Vertre-
tung. Einzelne Gruppierungen
und Einzelpersonen haben sich
sehr wohl vom terroristischen Ge-
schehen in den letzten Jahren auch
in den Medien distanziert. Zu
Recht machen aber in Europa und
auch in Deutschland Politiker gel-
tend, dass in den Bevölkerungen
vor dem Hintergrund der Anschlä-
ge die Erwartung an mus-limische
Mitbürger vorhanden ist, dass die-
se sich eindrucksvoll öffentlich von
den Untaten abgrenzen. Beispiels-
weise durch große öffentliche De-
monstrationen insbesondere nach
Anschlägen wie in Madrid oder
London oder auch bei der Ermor-
dung von Einzelpersonen wie an-
lässlich der Ermordung des hollän-
dischen Filmemachers van Gogh
in Amsterdam.

Gerhard Schröder erklärte:
„Wir sind uns einig, dass die inter-
nationale Staatengemeinschaft al-
les tun muss, den Terrorismus mit
allen zur Verfügung stehenden
Mitteln gemeinsam zu bekämp-
fen.“ – Schöne Worte. Was müsste
ihnen unbedingt folgen?

Diese Art des Terrors ist nur
bedingt zu analysieren, zu lokali-
sieren und letztendlich zu kontrol-
lieren. Denn es hat eine gravieren-
de Änderung im Djihad terror-
ristischen Geschehen stattgefun-
den: Zum einen ist aus der ehema-
ligen islamistischen Organisation
Al-Qaida eine globale Bewegung
entstanden, die als Reaktion auf
die Bekämpfung durch die Anti-
Terror-Allianz ihre Strategie und
Taktik geändert hat. Dazu gehört
insbesondere, dass heute Anschlä-
ge nicht mehr aus bestehenden
etablierten islamistischen Terror-
organisationen heraus begangen
werden, sondern aus nur kurzzei-
tig lebenden Terror-Zellen, d. h.,
Djihad-Terroristen, die neben ih-
ren paramilitärischen Ausbildun-

gen auch konkrete Kriegs-
erfahrungen (z. B. in Afghanistan,
Bosnien, Tschetschenien, Irak) ge-
sammelt haben, schließen sich zu
einer kleinen Terrror-Zelle zusam-
men, die nur einem einzigen
Zweck dient: In einem bestimm-
ten Land zu einer bestimmten Zeit
einen oder mehrere Terroran-
schläge zu verüben. Nach Tataus-
führung löst sich diese Zelle

wieder auf und ihre Mitglieder tau-
chen in den islamistischen Parallel-
welten in Europa ab bzw. ver-
schwinden im mediterranen Be-
reich oder sonst wo in der islami-
schen Welt. Mittlerweile haben wir
über Jahre in Terroraktionen er-
fahrene Kämpfer, die in ganz
Europa virulent sind und deren
terroristisches Erfahrungswissen
auch immer wieder genutzt wird –
sei es in virtueller Hinsicht
(franchising-Terrorismus im
Internet) oder ganz persönlich als
Instrukteur, Berater, Begleiter
oder Führer für konkret vorzube-
reitende Terroranschläge. Diese
„Gefährder“ sind internationale
Djihad-Terroristen, die sich heute
in Groß-Britannien, morgen viel-
leicht in Deutschland bewegen, die
gestern aber noch in Spanien und
vorgestern in Marokko ihr bluti-
ges Unwesen getrieben haben. Vor
diesem Hintergrund kommt ei-
nem internationalen Austausch
von Informationen der unter-

schiedlichsten Schutzorgane ein
besonders hoher Stellenwert zu,
denn dem International ver-
netzten Djihad-Terrorismus kann
man nur ein Netztwerk effektiv zu-
sammenarbeitender Schutzorgane
gegenüberstellen, was zuallererst
natürlich auf den Informationsaus-
tausch zutreffen muss.

Mit Blick auf die Londoner Er-
eignisse wird deutlich, dass die
Sicherheitsinstrumente auch bei
uns qualitativ und quantitativ
Nachholebedarf haben. Die An-
schläge 2003 in Istanbul, 2004 in
Madrid und 2005 in London ma-
chen überdeutlich, dass Demokra-
tie wehrhaft sein muss. Das bedeu-
tet, dass unsere Schutzorgane im
Inland insbesondere die Polizei –
auch substantiell in die Lage ver-
setzt werden muss, wehrhaft De-
mokratie verteidigen zu können –
um durch die Wahrung der Sicher-
heit Freiheit überhaupt erst in ih-
rer gewünschten Entfaltung zulas-
sen zu können.

Ich bin der festen Überzeugung,
erst die Gewährleistung von Sicher-
heit ist die Garantie für Freiheit.

Erste Säule:
Es müssen desillusionierte
Gruppen davon abgebracht
werden, Terrorismus als ihre
Methode zu wählen.

Zweite Säule:
Dem Terrorismus muss die
Möglichkeit genommen wer-
den, Anschläge zu verüben. Z.
B. durch die Erschwerung der
Reisetätigkeit mutmaßlicher
Terroristen, Erschwerung der
finanziellen Unterstützung, Er-
schwerung des Erwerbs von bi-
ologischen und chemischen
Kampfstoffen, sowie Nuklear-
material.

Dritte Säule:
Es müssen Staaten davon ab-
gehalten werden, Terrorismus –
aus welchem Grund auch
immer – zu unterstützen. Der
Staat, der es trotzdem tut, muss
sich vergegenwärtigen, dass
sich dann die Weltgemeinschaft
gegen ihn wendet.

Vierte Säule:
Terroristen nutzen schwache
Staaten aus. Diese schwachen
Staaten müssen von der
Völkergemeinschaft gestützt
werden (nation-building – vor-
Ort-Hilfe z. B. beim Aufbau ei-
nes demokratischen Staates,
Wissensvermittlung usw.)

Fünfte Säule:
Verteidigung der Menschen-
rechte und der Rechtsstaat-
lichkeit, also der wichtigen Wer-
te der Völkergemeinschaft, die
vom Terrorismus angegriffen
bzw. bedroht werden.

Fünf-Säulen-Plan
der UNO

Die Anschläge die in Amerika,
Europa, Afrika und Asien – Aus-
tralier wurden außerhalb des Lan-
des (Bali) getroffen – machen
deutlich, dass sich der Djihad-Ter-
rorismus letztlich gegen die Welt-
gemeinschaft schlechthin stellt.

Daher hat der Generalsekretär
der Vereinten, Nationen Kofi
Annan, auf einer Terrorismus-
Fachtagung (anlässlich des ersten
Jahrestages der Anschläge in Mad-
rid) im März diesen Jahres ein
Konzept der Vereinten Nationen
zur Bekämpfung dieses Terroris-
mus vorgestellt – eine so genann-
te Fünf-Säulen-Strategie (siehe
Kasten).

Nach Kofi Annan ist die Völker-
gemeinschaft nun aufgerufen, an
der Umsetzung dieser Fünf-Säu-
len-Strategie zu arbeiten. Und die-
ses Langzeitprojekt wird auch
Kanzler Schröder mit seinen Wor-
ten gemeint haben.

Deutlich wird, dass in der Be-
kämpfung des islamistischen Ter-
rorismus alle Schutzorgane gefor-
dert sind – d. h. sowohl die Streit-
kräfte als auch die Strafver-
folgungsbehörden und Nachrich-
tendienste. Und es heißt nicht, dass
sich die Schutzorgane organisato-
risch zusammenschließen müssen.
Es heißt aber sehr wohl, dass wir
einen informellen Zusammen-
schluss der Schutzorgane brau-
chen, sowohl im Inland als auch
international. Bei allem Verständ-
nis für ein Trennungsgebot bin ich
der festen Meinung, dass es eine
zentrale Anlaufstelle für alle Infor-
mationen geben muss.

Wir brauchen in der Terroris-
mus-Bekämpfung das, was man in
der Bekämpfung des Organisier-
ten Verbrechens leider „aussor-
tiert“ hat: die Kronzeugenrege-
lung, akustische und optische
Beweissicherung. Aus meiner Sicht
muss hier ordentlich nachge-
bessert werden.

Das Gespräch führte
Marion Tetzner
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      Ich bin der festen Überzeugung, erst die
Gewährleistung von Sicherheit ist die Garan-
tie für Freiheit.
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DIGITALFUNK

Bundesanstalt
soll Fachverstand
bündeln

Bundesinnenminister Schily
stellte am 11.2.2005 eine Fort-
schreibung des Konzeptes zum
Aufbau und Betrieb des Digital-
funks für die BOS den Innen-
ministern und  -senatoren der Län-
der vor. Dieses Konzept
sieht die Errichtung und
den Betrieb eines Rumpf-
netzes durch den Bund so-
wie die Erweiterung durch
die Länder vor und favori-
siert den Aufbau des Net-
zes auf vorhandener siche-
rer Infrastruktur.

Am 15.3.2005 wurde
das Konzept des Bundes-
innenministers in der
Staatssekretärsrunde aus-
führlich erörtert.

Demnach wird der
Bund, unter Einbezie-hung
eigener Infrastruktur, mit
einem BOS-Rumpfnetz
die für die Aufgaben-
wahrnehmung der Bun-
des-BOS relevanten Terri-
torien abdecken. Bei der
Einbeziehung eigener In-
frastruktur handelt es sich
vor allem um Standorte auf
Liegenschaften der öffent-
lichen Hand und staatli-
chen Unternehmen. Damit
sind, so der BMI, 50 Pro-
zent der Fläche eines jeden
Bundeslandes der Bundes-
republik Deutschland, ein-
schließlich der besonderen
Ballungsgebiete, mit digita-
lem Handsprechfunk abge-
deckt.

Die Länder erhalten die
Möglichkeit, dieses Rumpf-
netz entsprechend den von
ihnen im Rahmen des bis-
herigen Abstimmungspro-
zesses geltend gemachten
und bei der einheitlichen
Funknetzplanung berück-
sichtigten Forderungen zu erwei-
tern und gegen Kostenbeteiligung
über den Bund abzurufen.

Während die Systemtechnik
(TETRA oder ein funktional
gleichwertiges System) in einem
„nicht offenen Verfahren mit Teil-
nahmewettbewerb“ ausgeschrie-
ben werden soll, wird laut BMI der

Betrieb des künfti-
gen BOS-Digital-
funknetzes wegen
der „Sicherheitsrele-
vanz“ in freihändiger
Vergabe an die DB
Telematik (eine Toch-
ter der DB AG) zu
übergeben sein.

Am 18.3.2005 wur-
de dieses Konzept den
Innenministern und -
senatoren der Länder
vorgestellt. Durch ei-
nen Umlaufbeschluss
der IMK wurde diesem
Konzept zugestimmt
und das in der Dach-
vereinbarung definierte
gemeinsame Ziel (s. o.)
noch einmal unterstri-
chen.

Am 5.4.2005 erklärte
der Innenstaatssekretär
Lutz Diwell im Deutschen
Bundestag, dass aufgrund
der besonderen Sensibili-
tät im Umgang mit der
Kommunikation der
Sicherheitsbehörden einer-
seits und des hohen Ge-
fahrenpotentials durch
mögliche Angriffe auf die
Netzinfrastruktur dieses
komplexen BOS-Funksys-
tems andererseits, insbeson-
dere der Betrieb des BOS-
Digitalfunknetzes höchsten
Sicherheitsanforderungen
gerecht werden müsse.

Die Beauftragung der DB
Telematik GmbH stehe nach
Prüfung im Einklang mit ver-
gabe- und kartellrechtlichen

Vorschriften.
31.5.2005: Die Fraktionen SPD

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN legen einen Gesetzentwurf
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(BT-Drucksache 15/5575) zur Er-
richtung einer Bundesanstalt für
den Digitalfunk der BOS
(BDBOS) vor. Die BDBOS soll
die Interessen von Bund und Län-
dern wahrnehmen.

Unabhängig von der konkreten
Entscheidung für eine bestimmte
Technologie des Digitalfunks für
die BOS und von der konkreten
Ausgestaltung von Verträgen mit
Dritten sowie den entsprechenden
Vergabeverfahren, sei es erforder-
lich, dass die Interessen der Nut-
zer des Digitalfunk BOS organi-
satorisch gebündelt wahrgenom-
men werden.

Die Bundes-
anstalt sei Auf-
gabenträge-
rin für die Bun-
desaufgaben
des Digital-
funks für die
BOS und über-
nehme nach
Maßgabe eines
Verwaltungs-
a b k o m m e n s
die Wahrneh-
mung der ent-
sprechenden
Aufgaben für
die Länder.
Entsprechend
fungiere sie als
Auftraggebe-
rin bei allen
Beschaffungs-
vorgängen im
Z u s a m m e n -
hang mit Auf-
bau und Be-

trieb des Digitalfunk BOS und ist
Sachwalterin des Zweckvermö-
gens, das im Zuge des Netzaufbaus
angeschafft wird.

Das Vorhaben der Bundesre-
gierung stößt jedoch auf den Wi-
derstand der oppositionellen
CDU/CSU-Fraktion im Deut-
schen Bundestag. Sie beantragte
eine Expertenanhörung im Innen-
ausschuss.

27.6.2005: Öffentliche Anhö-
rung von Sachverständigen zum
„Bundesgesetz zur Errichtung ei-
ner Bundesanstalt für den
Digitalfunk der BOS” im Innen-
ausschuss des Deutschen Bundes-
tages.

In einem Punkt waren sich die
Sachverständigen einig: Das
Sprech- und Datenfunksystem ist

In der Münchner Allianz-Arena wird digital ge-
funkt – Polizei und Feuerwehr funken analog
Eine paradoxe Situationen:

In der Münchener Allianz-Are-
na, die am 30. Mai 2005 eröff-
net wurde, funken die privaten
Wachkräfte digital, Polizei und
Feuerwehr dagegen analog.

Künftig sollen in dem 66.000
Zuschauer fassenden Stadion
jährlich 34 Meisterschaftsspie-
le plus diverse Partien in DFB-
Pokal und internationalen
Wettbewerben wie UEFA-Cup
und Champions League statt-
finden.

In der Allianz Arena werden
2006 sechs WM-Spiele ausge-
tragen, darunter ein Halbfina-
le und das Eröffnungsspiel am
9. Juni 2006, in dem die deut-
sche Nationalmannschaft an-
tritt.

Um Kommunikation aufzu-
bauen und die Sicherheit bei
sportlichen Großveran-
staltungen zu steigern, wurde
die Münchner Allianz-Arena
mit moderner Funktechnik
ausgestattet. Die Ordnungs-
kräfte, private Sicherheits-
dienste und das Stadion-Ma-
nagement nutzen ein digitales
Betriebsfunksystem auf Basis
der TETRA-Technologie.

Das TETRA-Netz ist abhör-
sicher und stabil, also unabhän-
gig von öffentlichen Netzen. Es
hat eine hohe Sprachqualität
beispielsweise durch die Unter-
drückung von Störgeräuschen
und überträgt zeitgleich Spra-

che und Daten wie Fotos oder
SDM (Short Data Message).

T-Systems hat das erweiterbare
Netz geplant und für eine Kapazi-
tät von bis zu 2.000 Anwendern
aufgebaut. Der mittelständische

Motorola-Partner, die Firma
Woltering GmbH, lieferte das TE-
TRA-System. Insgesamt sind das
Stadion, die Parkhäuser P1 bis P4,
die Esplanade und der Außen-
bereich funkversorgt.

Grundvoraussetzung für die
Eröffnung der Arena war, dass die
Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben (BOS) das ei-
gene analoge Funksystem inner-
halb des Stadions nutzen, um mit

Horst Müller,
Abteilungsleiter
beim Bundesvor-
stand der GdP
und zuständig u.
a. für den Be-
reich Informati-
ons- und Kom-
munikat ions -
technik in der
Polizei. Dazu ge-
hört auch der
Digitalfunk.

Der Autor:

notwendig und sollte zeitnah um-
gesetzt werden. Der vorliegende
Gesetzentwurf zur Errichtung der
BDBOS wurde jedoch unter-
schiedlich bewertet. Prof. Heck-
mann von der Universität Passau
bezog sich auf die verfassungs-
rechtlichen Aspekte und bemän-
gelte die Konstruktion der Satzung
für die einzurichtende Bundesan-
stalt. Im Grunde sei das Gesetz so
nicht wirksam umzusetzen. Es be-
stehe dringender Bedarf, die Be-
stellung des Präsidenten und die
Satzung zu ändern. Die Aufteilung

der Kompetenzen zwischen Bund
und Ländern bezeichnete er als
Schwachstelle. Zwar müsse man
mit dem Spannungsfeld zwischen
Bund- und Länderkompetenzen
leben. Es könne aber in diesem
Zusammenhang aufgelöst werden,
sofern das Gesetz entsprechende
Regelungen eindeutig fixiere. Das
Gesetz enthalte aber keinerlei
Angaben über eine solche genaue
Aufteilung. Ihm fehle die inhaltli-
che Substanz, weshalb er größte
verfassungsrechtliche Bedenken
geltend machen müsse.

POR Rüdiger Korp aus dem
Innenministerium NRW signali-
sierte Zustimmung zum Gesetz-
entwurf zur Errichtung einer
BDBOS. Er wies auch auf die For-
derungen der Industrie hin, die
sich einen Auftraggeber als ver-
lässlichen Partner wünsche und
nicht eine Gremienwelt. Deshalb
sei auch eine einheitliche BOS-
Stelle, in die die Länder ihren
Fach- und Sachverstand einbrin-
gen können, zu begrüßen. Er un-

den Einsatzkräften außerhalb
der Arena funken zu können.
Deshalb erhielt das Stadion zu-
sätzlich ein Verteilsystem für
den analogen BOS-Funk.

Ergänzend zum Digitalfunk

werden also die Sicherheits-
behörden (Polizei und Feuer-
wehr) analog funken müssen.

Der Analogfunk arbeitet un-
abhängig vom TETRA-Sys-
tem, steht nur für die BOS-Ein-
satzkräfte bereit und soll zu-
künftig über Koppelnetzwerke
in das Antennensystem und das
Schlitzbandkabel eingespeist
werden  können.

                              HMue

Fortsetzung Seite 17

DIGITALFUNK

Fotos: H. Müller, VDP; Collage : R. Stolzenfeld
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terstütze deshalb auch die Einrich-
tung einer solchen Stelle als Bun-
desanstalt. Nur so könne man ge-
währleisten, kurzfristige Entschei-
dungen zu treffen, die aufgrund
der Erkenntnisse bei der Nutzung
technischer Neuerungen, notwen-
dig seien. Aus seiner Sicht seien die
Länderinteressen bei einer Bun-
desanstalt gewährleistet, zumal
dieses Problem über die Ver-
waltungsratslösung geregelt wer-
den soll. Der hessische Staatssek-
retär Harald Lemke vertrat die
Auffassung, dass mit diesem Pro-
jekt ein rechtlich frei schwebender
Zustand geschaffen wurde. Der
Bund habe mit der Absicht, ein
Rumpfnetz aufzubauen, die Dach-
vereinbarung verlassen. Zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt fehle auch
noch die genaue Aufgaben-
beschreibung der Bundesanstalt.
Die Länderkompetenzen seien
nicht ausreichend fixiert. Die Bun-
desländer blieben bis zum Ab-
schluss eines Verwaltungsabkom-
mens aufgrund des eigenmächti-
gen und unabgestimmten Verfah-
rens des Bundes vom Prozess aus-

„Das Urteil stützt meinen
Kurs, klare Strukturen zu schaf-
fen, die in einem föderalen Sys-
tem unabdingbare Vorausset-
zung für die zügige Einführung
des Digitalfunks sind“, sagt
Schily. Dazu gehöre auch die ge-
plante Bundesanstalt für den
Digitalfunk der Behörden und
Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben, die der Bundestag
am 30. Juni 2005 beschlossen
habe. Trotz eindringlicher Appel-
le des Bundes, die Länder mögen
ihrer sicherheitspolitischer Ver-
antwortung für eine rasche Ein-
führung des Digitalfunks gerecht
werden, verlangte der Bundesrat
die Einberufung des Vermitt-
lungsausschusses.Das Bundes-
ministerium des Innern darf die
DB Telematik mit dem Betrieb
des BOS-Digitalfunks beauftra-
gen – so das Ergebnis eines
Nachprüfungsverfahrens, das am
19. Juli 2005 vor der 3. Vergabe-
kammer des Bundes beim Bun-

DB-Telematik darf mit dem Betrieb des BOS-
Digitalfunknetzes beauftragt werden

geschlossen. Darüber hinaus feh-
le auch eine fachliche Grundlage
für dieses Gesetz.

29.6.2005: Der Bundestag verab-
schiedet mit rot-grüner Mehrheit
gegen die Stimmen der Oppositi-
on den umstrittenen Gesetzentwurf
zur Errichtung einer Bundesanstalt
für den Digitalfunk der BOS.

Wie die AG Inneres der SPD-
Bundestagsfraktion dazu erklärte,
soll diese Bundesanstalt den Fach-
verstand bündeln, die Vergabe-
verfahren managen, Bundes- und
Länderinteressen wahrnehmen
und der Wirtschaft einen einheit-
lichen Ansprechpartner bieten.
Der Fahrplan bis zur WM 2006
könne eingehalten und bis 2010
das Digitalfunknetz flächendeck-
end installiert werden. Jedoch sei
die Gefahr, dass die Errichtung der
Bundesanstalt aber noch auf der
Zielgeraden blockiert wird, erheb-
lich.

8.7.2005: Das Gesetz ist zwar
nicht zustimmungspflichtig, jedoch
beantragte der Bundesrat ein
Vermittlungsverfahren,

HMue

deskartellamt in Bonn beschie-
den wurde. Die Vergabekammer
hat den Nachprüfungsantrag ei-
nes großen Unternehmens der
Mobilfunkbranche als unstatt-
haft verworfen.

Bundesinnenminister Schily
hatte am 18. März bekannt ge-
geben, dass die DB Telematik
den Betrieb des künftigen
Digitalfunksystems für die
Sicherheitsbehörden in Deutsch-
land durchführen werde. Bereits
Anfang April wurde das Ver-
gabeverfahren für die System-
technik 2005 gestartet, mit der
Veröffentlichung der Verding-
ungsunterlagen ist nach derzei-
tigem Planungsstand Anfang
August 2005 zu rechnen.

Binnen zwei Wochen kann
gegen die Entscheidung der 3.
Vergabekammer beim zuständi-
gen Oberlandesgericht Düssel-
dorf Beschwerde eingereicht
werden.

DIGITALFUNK
Fortsetzung von Seite 16
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Kindergeld: Neue
Rechtsprechung

Für volljährige Kinder mit eige-
nem Einkommen kann Kinder-
geld beansprucht werden, wenn
die maßgebliche Einkommens-
grenze des Kindes nicht über-
schritten wird. Seit 2004 beträgt
diese Grenze 7.680 Euro, in 2002
und 2003 waren dies 7.188 Euro.

Das Bundesverfassungsgericht
hat nun in einem Beschluss vom
11.1.2005 (Aktenzeichen 2 BvR
167/02) festgestellt, dass auch die
Sozialversicherungsbeiträge vom
Einkommen abzuziehen sind. Das
führt in vielen Fällen dazu, dass
Kindergeld nunmehr oder auch
für die Vergangenheit beansprucht
werden kann.

Danach dürfen Sozialver-
sicherungsbeiträge nicht in die
Bemessungsgröße von zurzeit
7.680 Euro einbezogen werden. Es
ist also nicht der volle Brutto-
betrag des Einkommens des Kin-
des aus einer solchen Beschäfti-
gung maßgeblich. Die Sozialver-
sicherungsbeiträge sind vielmehr
vom Bruttoeinkommen abzuzie-
hen.

Die Entscheidung ist bedeut-
sam sowohl für Schüler und Stu-
denten, die nebenher einer versi-
cherungspflichtigen Beschäftigung
nachgehen, als auch für Auszubil-

dende, deren Ausbildungsver-
gütung häufig im Grenzbereich
der Bemessungsgröße liegt.

Beispiel (für 2005):
Ausbildungsvergütung 800

Euro/mtl. mit Sonderzahlung
und Urlaubsgeld dreizehn Mal
im Jahr gezahlt.

Es ergibt sich folgende Rech-
nung:
Ausbildungsver-
gütung                      10.400 Euro

abzgl. Werbungs-
kosten/Pauschbetrag
(wenn nicht höhere
tatsächliche
Werbungskosten)          920 Euro

     =    9.480 Euro

Nach bisheriger Praxis der Fi-
nanzämter und Familienkassen
wäre in diesem Fall weder Kin-
dergeld gezahlt worden noch
wäre der Kinderfreibetrag einge-
räumt worden, weil die Grenze
von 7.680 Euro überschritten ist.
Nach der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts müssen
jetzt die Sozialversicherungs-
beiträge in Höhe von ca. 21 Pro-
zent gleich 2.184 Euro  zusätzlich

abgezogen werden, woraus sich
folgende Rechnung ergibt:
Ausbildungsver-
gütung          10.400 Euro

abzgl. Werbungs-
kosten/Pauschbetrag
(wenn nicht höhere
tatsächliche
Werbungskosten)         920 Euro

abzgl. Sozialver-
sicherungsbeiträge    2.184 Euro

        = 7.296 Euro

Aufgrund dieser vom Bundes-
verfassungsgericht vorgeschrie-
benen Berechnung ist der
Kindergeldanspruch bzw. der
Anspruch auf den Steuerfrei-
betrag gegeben, weil die Bemes-
sungsgrenze von 7.680 Euro
nicht überschritten wird.

Empfehlungen
zur Rechtswahrung
• Wenn bisher kein Kindergeld-

antrag gestellt wurde, weil
man vom Überschreiten der
Verdienstgrenze ausging,  kann
noch rückwirkend bis zum Jahr
2001 Kindergeld beantragt
werden (Achtung: die Grenze
lag 2001 bei 14.040 DM; 2002
bis 2003 bei 7.188 Euro,
ab 2004 gelten 7.680 Euro);

Ortszuschlag im TVöD
Viele Ledige und Geschiedene

haben gemäß § 29 B (2) BAT/-O
einen Anspruch auf den „Verhei-
rateten“-Anteil (Stufe 2) im Orts-
zuschlag, nämlich dann, wenn sie
unterhaltspflichtig sind gegenüber
Kindern oder anderen Unterhalts-
berechtigten.

Bei der Überführung in den
TVöD (Bund, VKA) am 1. Okto-
ber 2005 ist der im September 2005
geltende Ortszuschlag maßgeblich
für das Vergleichsentgelt. Dafür
wird entscheidend sein, ob der
„Verheirateten“-Anteil im Über-
führungsbetrag enthalten ist oder
nicht; d. h. die gesamte weitere
Vergütungsentwicklung kann auf
einem ca. 100 Euro höheren Ni-
veau stattfinden, wenn mit dem
„Verheirateten“-Anteil überführt
wird.  Wir empfehlen unseren Mit-

• Wenn ein Kindergeldantrag
wegen Überschreiten der  Ver-
dienstgrenze ab dem Jahr 2001
abgelehnt wurde, kann
ebenfalls rückwirkend bis
zum  Jahr 2001 die Abände-
rung des Ablehnungsbe-
scheids beantragt werden;

• Wenn Einkommenssteuerbe-
scheide noch „offen“ sind
(weil vom Finanzamt für vor-
läufig erklärt oder unter den
Vorbehalt der Nachprüfung
gestellt wurden oder aber mit
dem Einspruch angefochten
worden sind), wird das Finanz-
amt von sich aus rückwirkend
bis maximal 2001 noch den
Kinderfreibetrag berücksichti-
gen müssen. Betroffene sollten
aber ihrem Finanzamt die
Höhe der Sozialversicherungs-
beiträge ihrer Kinder in den
jeweiligen Kalenderjahren
mitteilen.

Bitte beachten: Bei der Er-
mittlung der Verdienstgrenze
wird nicht nur sozialversiche-
rungspflichtiges Entgelt berück-
sichtigt, sondern auch sonstige
Einnahmen. Dazu gehören Zins-
einnahmen, Einnahmen aus Ver-
mietung und Verpachtung aber
auch Leistungen der Ausbil-
dungsförderung.

       DGB

gliedern, diese Ansprüche jetzt zu
prüfen und gegebenenfalls dem
Arbeitgeber gegenüber geltend zu
machen. Wie für alle tariflichen
Ansprüche gilt die 6-monatige
Ausschlussfrist des § 70 BAT/-O
(d. h. ein z. B. für Februar beste-
hender Anspruch muss im August
geltend gemacht werden, sonst
verfällt er). Wir empfehlen daher,
den Antrag bis spätestens Monats-
ende einzureichen, da ansonsten
der Anspruch ggf. für einen weite-
ren Monat verfällt.

Wichtig ist noch zu wissen, dass
der Überführungsbeitrag nicht
verändert wird, auch wenn der
zugrunde liegende Anspruch (ver-
heiratet, Unterhaltspflicht, Unter-
haltsgewährung) nach Oktober
nicht mehr besteht.

msch

58er-Regelung – DGB strengt Muster-
klagen an

Der Deutsche Gewerkschafts-
bund (DGB) wird bundesweit
sechs Musterklagen führen, um
ältere Arbeitslose vor den Folgen
von Hartz IV zu schützen.
393.000 Arbeitslose im Alter von
mindestens 58 Jahren haben sich
bereit erklärt, auf eine Arbeits-
vermittlung zu verzichten, bis sie
abschlagsfrei in Rente gehen. Sie
haben dazu gegenüber der
Bundesagentur für Arbeit (BA)
eine Verpflichtungserklärung
nach Paragraf 428 SGB III un-
terschrieben, wonach sie bis zur
Rente Arbeitslosengeld bzw. Ar-
beitslosenhilfe erhalten. Zuvor
hatte ihnen die BA ausdrücklich
versichert, dass ihnen dadurch
keine Nachteile entstehen.

Seit In-Kraft-Treten der Hartz
IV-Reform Anfang 2005 erhalten
die Betroffenen aber nur noch
Arbeitslosengeld II – d. h. statt
53 Prozent ihres letzten Netto-
einkommens lediglich 345 bzw.
331 Euro in West- bzw. Ost-
deutschland. Der Unterschied
kann für die Betroffenen mehre-
re hundert Euro ausmachen.

Dass die Arbeitslosen, die die
so genannte 58er-Regelung in
Anspruch genommen haben, auf
Hartz IV verwiesen werden, ver-
stößt nach DGB-Auffassung so-
wohl gegen den Eigentumsschutz
der Arbeitslosenhilfe als auch
gegen den Vertrauensschutz.

Quelle: einblick 13/05
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RENTENVERSICHERUNG

Widerspruch richtig einlegen
Wie bereits im Juni-Heft dieses

Jahres berichtet worden ist, wird
keine Anhebung der Renten erfol-
gen. Dafür werden die Rentnerin-
nen und Rentner ab 1. Juli 2005
weniger Geld in der Tasche haben
als zuvor. Grund dafür ist der
Sonderbeitrag für den Zahnersatz
in Höhe von 0,9 v. H. der Kranken-
versicherung (Gesetz zur Anpas-
sung der Finanzierung des Zahn-
ersatzes gemäß § 241 a SGB V).

Für Versicherungspflichtige, die
neben der Rente aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung auch
noch Ansprüche auf Versorgungs-
bezüge haben, gilt: Die Zahlstel-
len dieser Versorgungsbezüge be-

Die Rückforderung über-
zahlter Löhne, Gehälter oder sons-
tiger Bezüge oder Bestandteile
davon, stellt eine Maßnahme der
Dienststelle dar, die gemäß § 86

Mitbestimmung des Personalrats bei
Rückforderung überzahlter Bezüge

halten den Krankenversicherungs-
beitrag ein und zahlen diesen an
die zuständigen Krankenversiche-
rungen. Dieser Personenkreis
muss also bei den zuständigen
Krankenkassen Widerspruch ein-
legen, wenn sie ihre Rechte wah-
ren wollen.

Es wird empfohlen beide For-
mulare, d. h. den Widerspruch (sie-
he Juni-Heft) sowie den im Folgen-
den abgedruckten Widerspruch zu
verwenden und an die zuständigen
Sozia lvers icherungsträger
(Rentenversicherungsträger und
zuständige Krankenversicherung)
zu senden.

msch

Abs. 1 Nr. 18 HmbPersVG der
Mitbestimmung des Personalrats
unterliegt.
Pressemeldung OVG Hamburg,
Az: OVG 8 Bf 222/04.PVL
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Heinrich Schuster:
 Der „Praxisbericht mit Anmer-

kungen“ des Kollegen Gouasé ist
aus meiner Sicht ein wertvoller
Beitrag zur Versachlichung der
Diskussion, belegt er doch an an-
schaulichen Beispielen, dass dieses
Thema nicht im Gegensatz zu ei-
ner fürsorglichen Mitarbeiter-
führung steht.

Genau das ist auch meine Er-
fahrung nach ca. 30 Jahren
Führungstätigkeit und 10 Jahren
„Führen mit Zielen“.

Zwei Gedanken sind dabei
wichtig:

1. Entwicklung der Ziele aus
den tatsächlichen Problemen (sie
sollten einsichtig sein).

2. Erkennen und Nutzen beson-
derer Fähigkeiten/Neigungen der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
bei der individuellen Zielverein-
barung.

Nach meiner Wahrnehmung ist
der Grundgedanke des Führens
mit Zielen tatsächlich nicht neu!
Es geht eigentlich nur darum, dass
sich auch die Polizei der Fragen
nach der Wirkung ihrer Maßnah-
men stellt und sie beantwortet.

Das führt automatisch zum The-
ma Controlling. Wir nehmen es
derzeit wahr als ein unverzicht-
bares Instrument zur Darstellung
von polizeilicher Arbeit und nen-
nen es operatives Controlling. So-
weit dies mit Berichtspflichten
identisch ist, ist es vom Inhalt her
übrigens auch nicht neu.

Zusammenfassend möchte ich
als alter Polizist, der schon einiges
in der Führung der Polizei erlebt
hat, feststellen, dass das Instrument
„Führen mit Zielen“ durchaus
auch erfahrenen Kollegen ver-
mittelbar ist, wenn man heraus-
stellt, dass es eine sinnvolle Wei-
terentwicklung von Führungs-
tätigkeit ist und der „Dienst für
und mit dem Bürger kollegial und
fair miteinander“ organisiert wird.

Torsten Ließ:
Die Titelseite der Juliausgabe

ließ mich zielstrebig zu den Seiten

des genannten Themas gelangen,
welches wohl eines der interessan-
testen, wenn auch schwierigsten
Bereiche darstellt unter dem As-
pekt der Einführung von betriebs-
wirtschaftlichen Instrumenten.
Die anfängliche Euphorie
schwand jedoch mit den Zeilen
und so konnte der Artikel inhalt-
lich nicht vollends befriedigen.

Zunächst ist festzustellen, dass
Zielvereinbarungen als kommuni-
kativer Aushandlungsprozess zwi-
schen Polizeiführer und Mitarbei-
ter unter dem Aspekt der Beteili-
gung grundsätzlich positiv zu be-
werten sind, sofern sie nicht mit
einseitig verpflichteten Zielvor-
gaben verwechselt werden oder
ausschließlich der absoluten Mini-
mierung von Human Ressourcen
in Zeiten knapper Kassen dienen.

Was ich in dem Artikel jedoch
nicht finden konnte, waren wissen-
schaftlich belegte Ausführungen
zu Verfahren der Qualitäts-
messung, Methoden zur Leistungs-
messung und ableitbar beweisba-
re Messergebnisse, die einen Kau-
salzusammenhang der Ursache-
Wirkungskettchen nachweisen.

Dafür kann man laut Artikel
den Leistungsstand durch veröf-
fentlichte Statistiken der LKA und
durchgeführte ED-Behandlungen
ablesen oder will gar eine
Leistungsmessung durchführen,
indem man eine 12-Prozent-Quo-
te der ED-Behandlungen an er-
mittelte Tatverdächtige koppelt,
um so eine Relationskennzahl zu
erhalten. Dies scheint aus wissen-
schaftlicher Sicht mehr als frag-
würdig. Man mache sich einmal
den Spaß und versuche die Errei-
chung eines in einer Zielver-
einbarung ausgehandelten nicht
monetären Ziels einem Ursache-
Wirkungskreis zu unterziehen.

„Führen mit Zielvereinbarungen“

Zu unserem Titelthema im vergangenen Heft haben uns
so viele Leserbriefe erreicht, dass wir sie nicht alle im
Forum abdrucken können. Daher auf diesen Seiten die
Meinungen zum Beitrag von Gerald Gouasé „Führen mit
Zielvereinbarungen“, DP 7/05.

Weiterhin wird von Qualitäts-
verbesserung gesprochen ohne
Qualität überhaupt zu definieren.
… Die Konsequenz wäre, dass je-
der Qualität für sich anders ausle-
gen würde. Daraus folgt, dass sich
die Sichtweisen der Beteiligten bei
Zielvereinbarungen gegenüber
stehen werden. Diese haben nun
entweder die Möglichkeit, den
Qualitätsbegriff an vorhandene
Erfahrungen festzumachen, oder
individuell festzulegen. Und wenn
dies gelingt, wer misst den Ziel-
erreichungsgrad von Qualität und
vor allem wie?

Diese, wenn auch nur aus-
schnittsweise Darstellung zeigt oft
nicht gesehene oder verdrängte
Probleme bei der Anwendung von
Zielvereinbarungen, zumal diese
eben aus der Privatwirtschaft kom-
men und hier der Erreichung vor-
dergründig monetärer Ziele die-
nen. Es ist umso bedeutender, da
in Dienststellen munter Ziele ver-
einbart werden.

Wie viele Anwender in den Be-
hörden berücksichtigen denn
mögliche Fehlerquellen, zumal es
für die Zukunft ein wesentlicher
Teil der neuen leistungsorientier-
ten Besoldung werden soll?

Darüber hinaus zeigt die Argu-
mentation über Bezeichnungen
wie Kunde und Produkt, welche
laut Artikel befremdlich seien sol-
len, die falsche Reihenfolge in der
Einführung von Systemen auf. Wer
Instrumente aus der Privatwirt-
schaft in Behörden installieren
will, ohne zuvor den Mitarbeitern
das Verständnis für diese, meines
Erachtens wichtigsten und zentra-
len Begriffe in deren Einstellung
hierzu zu implementieren, muss
sich im Nachhinein über
Akzeptanzprobleme nicht wun-

dern. Zielvereinbarungen können
unter Berücksichtigung der
Lumannschen Systemtheorie ein
sinnvolles operatives Instrument
zur Erreichung des dienststellen-
internen Teilziels und im Gesamt-
ergebnis des Behördenziels dar-
stellen, jedoch nur unter Ein-
beziehung des Mitarbeiters der das
Instrument kennt und versteht
ebenso wie die Führungskraft,
sonst bleibt in der Konsequenz ei-
ner negativen Einstellung hierzu
nur ein einseitig verpflichtendes
Zieldiktat mit fraglichem Wert-
schöpfungsergebnis.

Hubert Rost, Schifferstadt:
Die Ansichten des Kollegen

Gouasé über das Führen mit Zie-
len teile ich uneingeschränkt. Ich
möchte Sie mit nachfolgenden
Feststellungen bestätigen.

Die Verkehrsdirektion Rhein-
pfalz (PP Rheinpfalz/Rheinland-
Pfalz) praktiziert seit dem Jahr
2000 (ständig dazu lernend) das
Führen mit Zielen, nachdem wir
im Jahr 1999 wahrzunehmende
Aufgaben analysiert und neu de-
finiert haben. Durch das Führen
mit Zielen erreichten wir eine
Bündelung der Kräfte auf die
Überwachung des Schwerver-
kehrs und die Bekämpfung des
aggressiven Fahrverhaltens, also
das Kerngeschäft einer Verkehrs-
direktion mit ihren Spezialisten
und Polizeiautobahnstationen.
Trotz zunächst schleichenden
Personalabbaus im Laufe der Jah-
re erreichten wir im Bereich des
Schwerverkehrs im Jahr 2004 ge-
genüber dem Jahr 1999 eine Stei-
gerung der Maßnahmen auf 7960
und somit 112 Prozent. Die Anzahl
der von den ProViDa-Fahrern
„eingefahrenen“ Fahrverbote er-
höhte sich im gleichen Zeitraum
um 93 Prozent auf 297 bei gleich
bleibenden Geräteeinsatzstunden.
Als der Personalabbau Ende 2004
und aktuell Mitte 2005 drastische-
re Formen annahm und Geräte-
ausfall nicht zeitnah kompensiert

DISKUSSISON
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werden konnte, haben wir unsere
Kennzahlen entsprechend prozen-
tual reduziert.

Wenn man Wirksamkeit in der
Polizeiarbeit erzielen will, bleibt ei-
nem in Zeiten ständiger Personal-
reduzierungen keine andere Wahl
als dieses Führungsinstrument an-
zuwenden, denn da die Ziele und
Kennzahlen im  Gegenstrom-
verfahren gemeinsam definiert
werden, ziehen alle an einem
Strang.

Es wird sich nicht verzettelt, je-
der weiß, worauf es ankommt.
Übrigens: Die Verwendung der
Fachbegriffe/Anglizismen haben
wir gemieden wie der Teufel das
Weihwasser. Unsere Mannschaft
hätte uns nicht verstanden, uns
misstraut und nicht mitgezogen.

Michael Heitlinger:
Ich habe 1999 schon die ersten

Lehrgänge „Führen mit Zielen“ in
Villingen besucht, weil es mich in-
teressierte, wie das bei der Polizei
umgesetzt werden könnte. Vor al-
len Dingen tat ich mich recht
schwer, messbare Ziele zu finden.

Die von dem Autor Gouasé
vorgestellten Beispiele haben
mehr was mit Zeit- und Arbeits-
management und deren Verbesse-
rung zu tun als mit den messbaren
Zielen, welche ich mir so vorge-
stellt habe. Aber das Beispiel ED-
Behandlung ist schon ein sehr gu-
tes. Man muss sich die Ziele und
deren Maßstab jedes Jahr neu set-
zen. Dann ist das schon umzuset-
zen.

Im privaten setzte ich mir auch
jedes Jahr neue Ziele, mal ein
bisschen mehr, mal ein bisschen
weniger. Wenn ich die 100 Meter
in diesem Jahr in 13,2 Sekunden
gelaufen bin (z. B. 1 Sekunde bes-
ser als im letzten Jahr), kann ich
nicht erwarten, dass ich den glei-
chen Sprung im nächsten Jahr
auch wieder schaffe, weil es einfach
nicht geht.

Und in der täglichen Praxis wer-
den die messbaren Ziele mal gut,
mal schlecht eingesetzt. Ich kann
mir zum Ziel setzen, als Sachbear-
beiter oder als Dienstgruppe eine

gewisse Anzahl von Trunkenheits-
fahrten zu bearbeiten. Was bringt
es aber, wenn ich mir vornehme, 5
bis 6 Fortbildungsveranstaltungen
pro Jahr zu machen, ist das zwar
ein Ansatz, aber schlecht, wenn die
Inhalte am Ziel vorbeischießen.

Und wenn es ganz schlecht ist,
endet die Zielvereinbarung in ei-
ner reinen Strichliste ohne mess-
baren Erfolg.

Jetzt als Leiter des Bezirks-
dienstes in Mannheim Innenstadt
habe ich ein Täterprogramm TOP
200 eingeführt. Als Maßstab gel-
ten zunächst die geleisteten
Ermittlungsstunden, was aber kein
optimaler Maßstab ist, aber auch
die Anzahl der von diesen Tätern
begangenen Straftaten. Und daran
kann sich ein Programm ganz klar
messen lassen.

Ich denke, bei der Polizei kann
man schon mit Zielverein-
barungen führen, aber es sollte
nicht zu reinen Strichlisten ver-
kommen.

Messbare, sinnvolle Ziele zu fin-
den, ist allerdings schwer.

Und Fakt ist und bleibt, dass
sich die meisten Kollegen sperren,

wenn schon wieder was Neues
kommt, denn die eigentliche Ar-
beit bei der Polizei (Unfall aufneh-
men, Streitigkeiten schlichten,
Täterermittlungen u. a.) bleibt
vollkommen gleich.

Dennis Bürger:
Mir ist es absolut unverständ-

lich, wie jemand die Meinung
„Dauerhaft gute Ergebnisse
schafft man eben nur mit einem
langen Atem“ vertreten kann,
indem er feststellt, dass ein Sys-
tem 10 Jahre lang nicht funktio-
niert hat und man es deswegen
ruhig noch ein paar Jahre wei-
ter betreiben sollte. Auch dann,
wenn das System die Akzeptanz
längst verloren hat.

Auf 7 (sieben!) Seiten wird
der Versuch unternommen, et-
was schönzureden, das in großen
Teilen der freien Wirtschaft
bereits wieder abgeschafft wur-
de. Dort hat man nämlich er-
kannt, dass Führen mit Ziel-
vereinbarungen in der Regel
zeitraubend und personal-
intensiv ist. Außerdem kommt es
automatisch zu einem erhöhten
Verwaltungs- und Kontrollauf-
wand. Dies führt dann zu dem

b e k a n n t e n
A k z e p t a n z -
problem und
schließlich zur
Unzufrieden-
heit der Mitar-
beiter.

Der Autor
führt u. a. die
zeitlich befris-
tete Unterstüt-
zung von Hos-
pitanten, die
Übertragung
administrativer
Aufgaben auf
A n g e s t e l l t e
und die Ein-
s c h r ä n k u n g
oder den Ver-
zicht auf Er-
mittlungshand-
lungen als Er-
rungenschaft
der Zielverein-

barung (zur Reduzierung indivi-
dueller Belastungsfaktoren) in
einem KK an.

Dies sind doch alles Lösun-
gen, die früher „bei einer Tasse
Kaffee“ besprochen und ent-

schieden wurden – ohne vorher
und nachher viel Papier voll zu-
schreiben.

Abgesehen davon wird sich
der Wach- und Wechseldienst
für diese Zielvereinbarung mit
Sicherheit bedanken, denn dort
fehlt das im KK hospitierende
Personal sehr. Auch der Bürger
freut sich vermutlich über die
dadurch sinkende Präsenz der
Polizei und darüber, dass
Ermittlungshandlungen in sei-
nem Fall nicht durchgeführt
wurden.

Zumal auf der anderen Seite
dann gleichzeitig durch Beamte
eines KK Artikel für die
Behördenzeitung geschrieben,
gesammelt, gezählt und ausge-
wertet werden (für das Ziel
„Transparenz und Fortbil-
dung“). Womit sich der Kreis zu
Strichlisten, erhöhtem Personal-
aufwand und zusätzlicher Admi-
nistration (siehe oben) wieder
schließt.

Der Umzug und die verbes-
serte materielle  Ausstattung ei-
ner Dienststelle sowie klare
Unterstellungsverhältnisse
(zum Ziel „Qualitätsverbesse-
rung“) sind für mich ebenfalls
Dinge, die nichts mit Ziel-
vereinbarung zu tun haben. Es
sind Notwendigkeiten, die für
eine effiziente Arbeit selbstver-
ständlich sind und in der heuti-
gen Zeit leider oftmals am Geld
und/oder an dem Engagement
von Entscheidungsträgern
scheitern.

Bei aller Kritik hab ich aber
in dem Artikel auch etwas ge-
funden, dass meine volle Zu-
stimmung findet:

Die Sprache der Polizei leidet
tatsächlich unter einer Flut von
(meist englischen) Fachbegriffen,
die sich toll anhören, oft aber das
Lesen anstrengend machen und
zu vielen Missverständnissen
führen.

Auch die Meinung des Autors,
dass Ziele, die ständig höher ge-
steckt werden, zwangsläufig
irgendwann nicht mehr erreicht
werden können, findet meine
volle Zustimmung. Beides sind
jedoch Sachen, die jedem basis-
nahen Menschen eigentlich
schon immer bewusst waren.
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STEUERN

Mehrwertsteuer belastet ungleich
Die Union will im Falle eines
Wahlsieges die Umsatzsteu-
er (umgangssprachlich auch
Mehrwertsteuer) erhöhen.
DEUTSCHE POLIZEI hat Bei-
spiele recherchiert, was wie
in Deutschland besteuert
wird und wen eine Erhöhung
dieser Steuer wie treffen
würde.

Die Steuer auf den Umsatz von
Waren kannten schon die alten
Römer und Griechen; im Mittel-
alter wurde sie in einigen deut-
schen Städten erhoben. Eine wirk-
liche Umsatzsteuer wurde in
Deutschland aber erst nach dem
Ersten Weltkrieg eingeführt – mit
einem vergleichsweise bescheide-
nen Satz von 0,5 Prozent; nach ei-
nigem Auf und Ab galt 1935 ein
Satz von 2 Prozent, der nach dem
Zweiten Weltkrieg auf 3 Prozent,
und 1951 auf 4 Prozent angehoben
wurde.

Seit 1968 wird die Umsatzsteu-
er in Deutschland so erhoben, dass
sie letztlich als allgemeine Ver-
brauchsabgabe vom Konsumen-
ten getragen wird. Im Zuge dieser
Systemumstellung wurde 1968 zu-
sätzlich zum Normalsatz von 10
Prozent auch ein ermäßigter
Steuersatz von 5 Prozent einge-

führt: Darunter fielen ei-
nige Waren und Dienst-
leistungen des täglichen
Bedarfs ebenso wie
Informationsmedien.
Sie wurden in einem
entsprechenden Kata-
log zusammengestellt.
Seither gilt v. a. für Nah-
rungsmittel, landwirt-
schaftliche Produkte,
Bücher und Zeitungen
die ermäßigte Umsatz-
steuer.

Selbst Experten im
verantwortlichen Bun-
desministerium der Fi-
nanzen erscheint diese
1968 zusammengestellte
Liste zwar in sich schlüs-
sig, aber an einigen Stel-
len nicht mehr zeitge-
mäß. So unterliegt z. B.
Hundefutter, das Ende
der sechziger Jahre aus-
schließlich aus Abfall-
produkten der Lebens-
mittelindustrie herge-
stellt wurde, noch heute
dem ermäßigten Steuer-
satz von inzwischen 7
Prozent. Baby-Windeln,
von deren heutiger
„Wegwerf-Qualität“
junge Mütter vor fast

vierzig Jahren wohl kaum zu träu-
men wagten, werden trotz ihrer
„familienpolitischen Bedeutung“
noch immer mit dem Normalsatz
von derzeit 16 Prozent besteuert,
da sie in dem entsprechenden Ka-
talog nicht gelistet sind. Reinrassi-
ge Zuchtpferde dagegen, die heu-
te bei Auktionen Millionen-Erträ-
ge einbringen, werden noch immer
mit dem ermäßigten Steuersatz
belegt. Die Liste solcher Kuriosi-
täten ließe sich um einige Beispie-
le verlängern.

Arzneimittel und
Windeln entlasten

Zur Harmonisierung der
Steuersätze auf EU-Ebene wurde
vereinbart, dass der Normalsatz
derzeit nicht unter 15 Prozent und
ein ermäßigter Steuersatz nicht
unter 5 Prozent liegen darf. Auch

die EU hat zur Anwendung des
ermäßigten Steuersatzes ein Ver-
zeichnis von Gegenständen und
Dienstleistungen erstellt, das alle
zwei Jahre überarbeitet wird und
die Mitgliedsländer bindet. Es
weist große Übereinstimmung mit
dem deutschen Katalog auf, ließe
aber darüber hinaus auch für Arz-
neimittel, deren Umsatz in
Deutschland mit 16 Prozent be-
steuert wird, den ermäßigten
Steuersatz ebenso zu wie für Kin-
der-Auto-Sitze. Für die ermäßigte
Besteuerung von Windeln könnte
Deutschland bei der nächsten
Überarbeitung des EU-Kataloges
streiten …

Wer heute über eine Erhöhung
der Mehrwertsteuer in Deutsch-
land nachdenkt, sollte also auch
eine zeitgemäße Anwendung des
ermäßigten Steuersatzes anstreben.

Ungleiche Belastungen

Zwar hat das Rheinisch-West-
fälische Institut für Wirtschafts-
forschung (RWI) in einer Studie
nachgewiesen, dass mit der Zahl
der Kinder keine zunehmende re-
lative Belastung durch die Mehr-
wertsteuer einhergeht. Dennoch
wirken sich die unterschiedlichen
Umsatzsteuersätze nicht für alle
Einkommensgruppen gleich aus,
denn Haushalte mit niedrigen Ein-
kommen haben im Verhältnis zu
Haushalten mit hohen Einkom-
men doppelt so hohe Ausgaben für
Mehrwertsteuer – weil sie im Prin-
zip ihre kompletten Einnahmen
zur Finanzierung des notwendigen
Konsums ausgegeben werden
muss. Diese Kluft wäre noch grö-
ßer, wenn Mieten nicht umsatz-
steuerfrei wären und Nahrungs-

Die Umsatzsteuer ist
aufgrund ihres einfa-
chen Erhebungsver-
fahrens und geschätz-
ten 142 Mrd. Euro im
Jahr 2005 eine der ef-
fektivsten Einnahme-
quellen des Staates.
Sie ging im vergan-
genen Jahr zu 49,5
Prozent an den Bund,
48,4 Prozent entfielen
auf die Länder und die
Gemeinden erhielten
2,1 Prozent.

mittel dem normalen Steuersatz
unterlägen. Außerdem wären von
einer Erhöhung des Normalsatzes
der Umsatzsteuer von 16 Prozent
auf 18 Prozent die unteren Ein-
kommensschichten auch deshalb
am stärksten betroffen, weil eine
Vielzahl dieser Haushalte durch
eine Senkung der Sozialabgaben
nicht entlastet würde. Denn sie
gehen gar nicht oder nur in gerin-
gem Maße sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungen nach
– zum Beispiel Rentner, Studen-
ten oder Alleinerziehende.

Auch die mittleren Einkommen
würden von einer Erhöhung der
Umsatzsteuer erheblich betroffen,
weil sie nicht nur Güter des tägli-
chen Bedarfs mit ermäßigtem
Steuersatz sondern in größerem
Umfang Waren und Dienst-

leitungen konsumieren, die mit
dem Normalsatz belegt sind. Sind
Bezieher solcher Einkommen
nicht sozialversicherungspflichtig
beschäftigt, wie etwa Beamte,
schlägt eine Umsatzsteuererhö-
hung voll durch, denn durch die
Absenkung der Sozialversiche-
rungsbeiträge ergibt sich für diese
Gruppe keine Entlastung.

Fazit: Eine Mehrwertsteuer-Er-
höhung trifft Haushalte mit nied-
rigem und mittlerem Einkommen
– besonders hart, wenn sie durch
eine Senkung der Sozialabgaben
nicht entlastet werden.

weu
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Im Rahmen der Europäischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik leistet die Bundesrepublik
Deutschland über die militärische Komponente hinaus
mit bis zu 910 Polizeibeamten einen Beitrag für
Krisenmanagementeinsätze der EU. Die europäischen
Polizeikräfte haben hierbei die Aufgabe, effektive staat-
liche Strukturen im Bereich der Polizei und der Verwal-
tung aufzubauen und zu festigen. Daneben geht es
auch darum, das immer noch weit verbreitete Misstrau-
en zwischen den drei Haupt-Volksgruppen im Land –
den Bosniaken, den serbischen Bosniern und den kroa-
tischen Bosniern – zu überwinden.

BOSNIEN-HERZEGOWINA

Wir können nicht einfach
die Augen verschließen

Ein Erfahrungsbericht von Ralph TrefzIm November 2003 ordnete
mich die Akademie der Polizei
Baden-Württemberg in Wert-
heim zum Bundesgrenzschutz ab,
von wo ich für 1 Jahr in das
Krisengebiet entsandt wurde (der
Anteil aus Baden-Württemberg
beträgt zurzeit 12 Polizeibeamte).

Minensituation

Die ersten drei Monate waren
für mich die schwierigsten. Die
Eingewöhnung in das neue Um-
feld, das von den Spuren des
Krieges noch sehr stark in Mit-
leidenschaft gezogen ist, die
neue, sehr anspruchsvolle Arbeit
und die Konversation ausschließ-
lich auf Englisch, führten dazu,
dass ich nach Dienstende ziem-
lich erschöpft in die Kissen fiel.
Hinzu kamen der strenge Winter

in Sarajevo und oftmals der Aus-
fall von Heizung und Strom.
Auch der Umstand, sich nicht frei
bewegen zu können, behinderte
die Lebensqualität vor allem in

der Eingewöhnungsphase.
Abseits von den Straßen und

den stark frequentierten Wegen
lauert immer noch Minengefahr.
Tagtäglich werden bis heute im

Land Minenunfälle registriert,
oft mit tödlichem Ausgang. Das
Straßenbild ist bis heute geprägt
von Ruinen des Krieges, die nicht
abgerissen werden können, weil

viele Grundstücke immer noch
vermint sind. Hauptsächlich Pri-
vatpersonen können sich einen
Abbruch ihrer Häuser nicht leis-
ten, da die Entminung teilweise

höhere Kos-
ten verschlin-
gen würde als
der Wieder-
aufbau der
Häuser.

Der Bür-
gerkrieg im
Land teilte die
Bewohner in
verschiedene
Gruppierun-
gen bzw.
Vo l k s z u g e -
hörigkeiten,
welche teil-
weise noch
sehr zerstrit-
ten sind. Die-
sen Konflikt
zu überwin-
den, wird
wahrschein-
lich noch viele
Jahre dauern.
Das macht die
Arbeit der
EU-Polizisten

um so schwieriger, haben sie
doch gleichzeitig die Aufgabe
beim Aufbau von neuen Struk-
turen im Behördenapparat die
verschiedenen Volkszugehörig-

keiten zu berücksichtigen und
vermittelnd zwischen den einhei-
mischen Mitarbeitern zu wirken.

Korruption und Organi-
sierte Kriminalität

Ein Aufbau demokratischer
Strukturen wird auch dadurch er-
schwert, dass fast 50 Jahre ein
kommunistisches, teilweise kor-
ruptes System in Polizei und Ver-
waltung vorherrschte. Dass selbst
heute noch in der Polizei Korrup-
tion vorhanden ist, ist auch auf
sehr niedrige Löhne zurückzu-
führen, denn der durchschnittli-
che Lohn der Polizeibeamten
liegt bei ca. 200 Euro, wobei das
Leben etwa halb so teuer ist wie

Ein Zeichen der Hoffnung ist für mich die Wiedereröffnung der Alten Brücke
„Stari Most“ in Mostar im Juli 2004. Sie gilt als Symbol des Zusammenwach-
sens von Land und Bevölkerung in Bosnien-Herzegowina. Die Brücke, die den
muslimischen Teil Mostars mit dem kroatischen Teil verbindet, wurde 1993
durch die bosnisch-kroatische Armee zerstört.

Ralph Trefz, Kriminal-
hauptkommissar (46) Trainer
für polizeiliche Auslandsein-
sätze an der Akademie der
Polizei Baden-Württemberg

in Wertheim
am Main.

Er war
vom 17. No-
v e m b e r
2003 bis 23.
November
2004 in der
E u r o p ä i -
schen Poli-

zeimission in Bosnien und
Herzegowina eingesetzt und
dort zuständig für den Aufbau
der SIPA (State Investigation
and Pro-tection Agency).

Die SIPA ist hauptsächlich
im Bereich der Schwerst-
kriminalität, des Terrorismus,
der Korruption und Kriegs-
verbrechen tätig.  Als Berater
des Abteilungsleiters des
„Intelligence Departments“,
war Ralph Trefz zuständig für
Information und Kommuni-
kation, für Analysen in allen
Kriminalitätsbereichen, sowie
für Extremismus und Terroris-
mus. Gleichzeitig oblag ihm
die Führung der internationa-
len Polizeibeamten, welche in
dieser Abteilung als Berater
eingesetzt waren.

Der Autor
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in der BRD. Da sich das Land
jedoch keine höheren Lohn-
kosten leisten kann, muss auch
zukünftig damit gerechnet wer-
den, dass sich seine Beamten ih-
ren Lohn mit „Nebeneinnah-
men“ aufbessern. Auch alte Seil-
schaften aus Kriegszeiten gestal-
ten den Aufbau einer Demokra-
tie schwierig.

Im Bereich der Organisierten
Kriminalität ist damit zu rechnen,
dass diese in der Hauptstadt und
in anderen größeren Städten
stark ansteigt. Verschiedene
Gruppierungen haben bereits

Sarajevo unter sich aufgeteilt,
auch Bandenkriege finden statt.
Einheimische Gruppierungen,
Gruppen aus dem Sandschak
und Kosovo haben derzeit die
Oberhand, jedoch drängt auch
chinesische Mafia mehr und
mehr ins Land. Die Polizei hat
derzeit nicht die Möglichkeiten,
der Organisierten Kriminalität
Paroli zu bieten.

Im Bereich der Grenzen zu
Serbien wirkt sich die Organisier-
te Kriminalität hauptsächlich auf
dem Gebiet des Menschenhan-
dels, insbesondere mit jungen

Frauen die zur Prostitution ge-
zwungen werden, aus.

Festnahme von
Kriegsverbrechern

Mit Investitionen tut sich das
Ausland in Bosnien-Herzegowi-
na schwer, weil für viele immer
noch unklar ist, wohin die Zu-
kunft des Landes führt. Aufgrund
der inneren Zerstrittenheit und
des Taktierens wird die Ausliefe-
rung von Kriegsverbrechern an
das Internationale Tribunal in

Den Haag verschleppt. Somit be-
finden sich auch die internatio-
nal meistgesuchten Kriegsver-
brecher Karadzic und Mladic
immer noch auf freiem Fuß. Un-
zählige Festnahmeversuche
schlugen bisher fehl, da die Ver-
brecher in der Bevölkerung
teilweise immer noch Rückhalt
haben und ihr Versteck ständig
wechseln. Für die Europäische
Union ist eine Auslieferung aber
oberstes Gebot für eine Annähe-
rung des Landes an die EU.

Auch deshalb wurden in
jüngster Zeit viele Polizeiführer
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und auch Politiker in der Teil-
republik „Republika Srpska“
vom international eingesetzten
„Hohen Repräsentanten für
Bosnien-Herzegowina“, Lord
Ashdown, abgesetzt. Mehr als 60
Personen wurden letztes Jahr ih-
rer Ämter enthoben. Weitere
Absetzungen könnten aber zu
neuen Unruhen führen. Eine Op-
position gegen das restriktive
Vorgehen des Hohen Repräsen-
tanten bildet sich bereits.

Eine gesamtstaatliche Polizei
bildet bisher der Grenzschutz
(State Border Service) und be-
dingt die SIPA. Die Kriminali-
tätsbekämpfung aber wird erst

funktionieren können, wenn der
Aufbau der SIPA abgeschlossen
ist. Bisher hat die SIPA eine Ge-
samtstärke von ca. 400 Polizei-
beamten, was noch nicht einmal
einem Drittel der geplanten
Gesamtstärke entspricht.

Solange  die beiden Teilrepu-
bliken sowie die einzelnen Kan-
tone und Verwaltungsbezirke für
die Polizeiarbeit zuständig sind,
wird eine Koordination der
Ordnungsmacht mit vereinten
Zielen nicht möglich sein und so-
mit werden auch die dezentral
geführten Polizeien zur Festnah-
me der Kriegsverbrecher nicht in
der Lage und vielleicht auch

nicht Willens sein.
Auch deshalb ist es so wichtig,

dass SIPA so schnell als möglich
einsatzbereit ist. Momentan ist
lediglich die Übernahme einzel-
ner ausgewählter Fälle möglich.

Terrorismus

Was das Kriminalitätsfeld des
islamistischen Terrorismus be-
trifft, kommt Bosnien-Herzego-
wina eine Sonderstellung inner-
halb Europas zu. Durch den Bür-
gerkrieg kamen viele Tausend
arabisch stämmige Söldner ins
Land, um der muslimischen Be-

völkerung im
Kampf gegen
die serbisch und
kroatisch stäm-
migen Bevöl-
kerungsgruppen
be izus tehen .
Die Anzahl war
so groß, dass
ganze Bataillo-
ne von Mud-
schaheddin auf-
gestellt wurden.
Nach dem Frie-

densschluss blieben viele der
Kämpfer im Land und siedelten
sich an. Durch Korruption wur-
den zahlreiche Mudschaheddin
mit falschen Dokumenten einge-
bürgert. Mehr als 700 solcher Fäl-
le sind den Behörden bekannt.
Teile dieser Mudschaheddin sind
dem islamistischen Umfeld zuzu-
rechnen und bilden heute haupt-
sächlich in verborgenen Gegen-
den in Zentralbosnien eine ge-
eignete Basis im Kampf des reli-
giösen Terrorismus von Seiten
des fundamentalistischen Islam
gegen Ziele in Europa.

Diese Gegenden sind ein ide-
ales Versteck und Rückzugsge-
biet zur Vorbereitung von An-
schlägen oder nach deren Aus-
führung. Hinzu kommt, dass ein
bosnischer Staatsbürger mit
bosnischem Namen bei einer
Kontrolle auf dem Gebiet der
europäischen Union nur
schwerlich ins Raster eines
islamistischen Attentäters passt
und die Einreise in die EU eher
unproblematisch ist.

Wie bekannt wurde, sitzen vier
bosnische Staatsbürger, welche

von der US-Army in Afghanis-
tan festgenommen wurden, im
Gefangenenlager Guantanamo-
Bay auf Kuba ein.

Fazit

Bis Bosnien-Herzegowina ein
selbstständig funktionierender
Staat ist, bis eine voll funktionie-
rende Polizei und
Verwaltung geschaf-
fen ist, dauert es mei-
ner Meinung nach
noch mindestens
fünf weitere Jahre.
Bis das Land von
Minen gesäubert ist,
werden nach Schät-
zungen weitere 30
Jahre vergehen, so-
fern in diesem Tem-
po mit internationa-
ler Hilfe an diesem
Problem weitergear-
beitet wird.

Seit 1. Dezember 2004 hat die
europäische Militärtruppe
EUFOR die bisherigen internati-
onalen Truppen der SFOR (Stabi-
lisation Forces) abgelöst. Das
ameri-kanische Militär bleibt – je-
doch mit reduzierten Kräften –
unter einem NATO-Oberkom-
mando weiterhin im Land.

Für Bosnien-Herzegowina
wäre das Zusammenwachsen be-
stimmt einfacher, wenn eine An-
näherung an die Europäische
Union vollzogen werden könnte.
Andererseits erfüllt dieser Staat
derzeit nicht die Anforderungen
einer Mitgliedschaft in die EU.
Ein erster Schritt dahin gehend
könnte die selbstständige Fest-
nahme der Kriegsverbrecher und

deren Auslieferung nach Den
Haag sein.

Neun Jahre nach dem Bürger-
krieg sind Städtenamen wie
Sarajevo, Goradzde oder Srebre-
nica nahezu aus unserem Ge-
dächtnis gelöscht. Nach über ei-
nem Jahr in Bosnien-Herzegowi-
na werden sie aber in meinem Ge-
dächtnis bleiben. Dort bleiben
auch die vielen guten Erfahrun-
gen die ich mit Land und Leuten
gemacht habe und nicht zuletzt
die erzielten Fortschritte, die ich
in diesem Jahr gesehen habe.

Ereignisse wie die Wiedereröff-
nung der Alten Brücke in Mostar
im Juni 2004, die als Symbol für das
Zusammenwachsen von Land und
Bevölkerung gilt, geben mir Hoff-
nung, dass Bosnien-Herzegowina
eines Tages zum Vereinten Europa
gehört. Die Erlebnisse und die
Arbeit dieses Jahres sind für mich
sowohl dienstlich als auch privat

eine sehr wertvolle Erfahrung. Ich
habe gelernt, vieles in unserem
Land wieder mehr zu schätzen und
nicht alles als selbstverständlich
hinzunehmen. Erstaunt bin ich
über die Einstellung selbst intelli-
genter Leute in unserem Land, die
vor dem Problem der Neuordnung
des Balkans die Augen verschlie-
ßen. Dieses Land liegt mitten in
Europa, näher zu uns als der EU-
Staat Griechenland, da kann
Europa nicht einfach die Augen
verschließen.

Ralph Trefz

Während des Auseinan-
derbrechens Jugoslawiens be-
gann 1992 der Krieg in Bos-
nien-Herzegowina. Dieser
wurde im November 1995
durch das in Dayton (USA)
geschlossene Friedensab-
kommen beendet. Im Verlauf
des Krieges wurden mehr als
200.000 Menschen getötet
und über 2 Mio. Menschen
vertrieben.

Die Europäische Polizei-
Mission hat derzeit eine Stär-
ke von rund 500 internationa-
len Polizeibeamten aus 33 Na-
tionen, wovon ca. 90 aus
Deutschland stammen.

BOSNIEN-HERZEGOWINA

Als Verteidigungsminister Peter
Struck (l.) im Februar 2004 das
Militärcamp Rajlovac besuchte,
bat er mich um einen Überblick
über die Lage der deutschen
Polizeibeamten, die zur Stabilisie-
rung des Landes eng mit dem
Militär zusammenarbeiten.

                  Fotos: Trefz

Gräberfeld bei Srebrenica.
Experten einer am 15. Juli 2005 in
Sarajevo zu Ende gegangenen
Genozid-Konferenz, die sich mit
dem Massaker an muslimischen
Jugendlichen und Männern in der
damaligen UNO-Schutzzone
Srebrenica im Juli 1995 befasste,
haben die Zahl der damals Ermor-
deten auf „bis zu 8.800“ beziffert.
Ende letzten Jahres, wurden die
ersten tausend Leichen auf der
Gedenkstätte Potocari beigesetzt.
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10. DEUTSCHER PRÄVENTIONSTAG

„Da passiert was Schlimmes“

Wie wird man kriminell und was lässt sich dagegen tun?
Warum muss man sich an Gesetze halten? Was können
Schüler für eine Schule ohne Gewalt tun? Darum ging es
in der Kinder-Universität im Rahmen des 10. Deutschen
Präventionstages in Hannover.

Professor Dieter Rössner ist
nervös. Im Lehrsaal hat er zwar
Routine. Doch vor mehr als 300
Schülerinnen und Schülern hat
der Marburger Strafrechtler noch
nie gelehrt. Ihm zur Seite steht die
Bielefelder Jura-Professorin
Britta Bannenberg. Sie offenbart:
„In einer normalen Vorlesung
habe ich kein Lampenfieber, auch
vor 1.000 Leuten nicht. Aber heu-
te bin ich wirklich aufgeregt.“

Schülerinnen und Schüler der
fünften und sechsten Klassen
strömen plaudernd und kichernd
in den Lehrsaal 2 des Convention
Centers auf dem hannoverschen
Messegelände. Beim zehnten
Deutschen Präventionstag disku-
tierten nicht nur rund 1.500 Ex-
perten aus Polizei, Justiz, Sozial-
arbeit und Politik, sondern sind
Kinder zu insgesamt vier Vorle-

sungen der Kinder-Uni eingela-
den, berichten Professoren über
Gewalt, Gefängnis und den Ein-
fluss von Medien.

Morgens um neun Uhr geht es
um Wilhelm Buschs Zitat „Ach,
was muss man oft von bösen Kin-
dern hören oder lesen …“, und
die Frage lautet: Wie wird man
kriminell und was lässt sich dage-
gen tun? Die beiden Realschüler
in der ersten Reihe vertrauen da
auf die Polizei, die sie vor allem
aus Fernsehserien wie „Cobra 11“
oder „Großstadtrevier“ kennen.

„Ist schon gut, dass es Polizei gibt.
Sonst würde die Welt Kopf ste-
hen“, sagt der elfjährige Florian.
Sein gleichaltriger Klassen-
kamerad Felix pflichtet ihm bei:
„Es ist gut, dass sie aufpasst.“

Lehrerin Karola Schrank sitzt
neben den beiden: „Wir möchten
unseren Schülern zeigen, dass
Gewalt nicht der richtige Weg ist
– nicht weil Gewalt bei uns ein
besonderes Problem wäre, son-
dern um von vornherein gegen-
zuhalten.“ So veranstaltet die

Realschule Seelze bei Hannover
mit ihren Achtklässlern jährlich
eine Gewaltpräventionswoche.
Und sie lädt Polizeibeamte in
Uniform ein, anstelle der Lehrer
die Pausenaufsicht zu überneh-
men. „Wir setzen auf die Autori-
tät der Polizei, und das gelingt
sehr gut.“ Das sieht auch die elf-
jährige Natalie so: „Manche ak-
zeptieren Polizisten eher als die
Lehrer.“

Plötzlich wird es dunkel im
Saal. Professorin Bannenberg und
Professor Rössner, die eben noch
auf der Bühne standen, sind ver-

schwunden. Aus den Lautspre-
chern ertönt die Titelmusik der
ARD-Krimireihe „Tatort“. Da
führen uniformierte Polizei-
beamte zwei maskierte, zappeln-
de Gestalten nach vorne entrei-
ßen ihnen die Sturmhauben. Es
sind die Referenten. Die beiden
Professoren behaupten atemlos,
sie hätten gerade eine Bank über-
fallen. Die Kinder trauen ihnen
nicht zu, dass sie dazu kurz vor der
Vorlesung wirklich noch rasch
Gelegenheit hatten, und stellen
sich der Frage, was denn Krimi-

nalität sei. „Da passiert was
Schlimmes!“ ruft ein Mädchen.
„Da wird gekillt“, meint ein Jun-
ge. Gelächter.

Kann man Verbrecher an ih-
rem Gesicht erkennen? Der itali-
enische Wissenschaftler Cesare
Lombroso, erzählt Prof. Britta
Bannenberg, war 1876 davon
überzeugt. Die Kinder betrachten
die von ihm veröffentlichten
Porträtskizzen. Welcher aus ihrer
Sicht am ehesten ein Verbrecher
sein könne? Der mit dem Stop-
pelbart, rufen mehrere Kinder.

Lombrose hatte angeblich typi-
sche Merkmale des Verbrechers
beschrieben, etwa seinen „glasi-
gen, eisigen Blick“. Alles Unsinn,
meint die Professorin. „Man kann
niemandem ansehen, ob er Mör-
der oder Polizist ist.“

Was passiert mit Gesetzes-
brechern? Den Kindern gefällt,
dass die beiden Professoren dies
an Bildern von Playmobil-
männchen erläutern.

Mit 14 wird es strafrechtlich
ernst, wissen mehrere Kinder.
Was bis dahin aber die Konse-
quenz ist, darüber gehen die Mei-
nungen auseinander: von Hausar-
rest für die Kinder bis zur Bestra-
fung der Eltern. Die Frage nach
möglichen Strafen weckt die
Phantasie der Kinder. „Folter-
kammer!“ ruft einer, „Quälen!“
sagt ein anderer. „Quälen ist ver-
boten, weil es die Menschenwür-
de beeinträchtigt“, berichtigt
Britta Bannenberg, „du würdest
damit niemanden verbessern.“

Was können sich Menschen als
Grundregel setzen? „Was du nicht
willst, das man dir tut, das füg auch
keinem anderen zu“, sagt ein Mäd-
chen. Professor Rössner strahlt.
Die goldene Regel des Zusam-
menlebens, die er sich als Fazit der
Vorlesung zurechtgelegt hatte, aus
Kindermund zu hören – das ist di-
daktisch ein voller Erfolg.

Darüber freut sich auch Sigrid
Maier-Knapp-Herbst, die in der
dritten Reihe inmitten der Kinder
sitzt. Sie ist Präsidentin der
Klosterkammer Hannover, einer
Landesbehörde, die mehrere Stif-
tungen verwaltet und die Kinder-
Uni unterstützt. „Angst ist ein
schlechter Ratgeber“, begründet
sie ihr Engagement für die Kin-
der-Uni. „Wir wollen Kinder stär-
ken, damit sie sich in Bedrängnis
Verbündete suchen und Hilfe ho-
len.“

Die Kinder-Uni mit realen Pro-
fessoren sei ein Zeichen der Wert-
schätzung gegenüber Kindern.
„Kinder sollen sich gewürdigt se-
hen, wir möchten ihnen Mut ma-

Rund 300 Kinder hatten viele Fragen an die beiden Jura-Professoren
Dieter Rössner und Britta Bannenberg bei der Kinder-Universität im
Rahmen des 10. Deutschen Präventionstages in Hannover.

Foto: Thomas Hestermann
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chen, und wir möchten Wissen
vermitteln.“ Das dürfe übrigens
auch mal mühsam sein. „Kinder
haben Freude, sich anzustrengen.
Freude und Anstrengung sind
keine Gegensätze.“

Im Lehrsaal kommt es nun zur
Geschichte von Max und Moritz,
die Schneidermeister Böck ärger-
ten und auf die angesägte Brücke
lockten: plumps, da war der
Schneider weg. „Was haben Max
und Moritz angerichtet?“ eruiert
Professor Gössner. „Sachbeschä-
digung!“ heißt es prompt. Und
wieder strahlt der Professor.
„Mensch, das sind ja perfekte Be-
griffe, gleich auf den ersten Zu-
griff, so müsste das auch mit den
Studenten gehen.“

Die Kinder werden mutiger.
Ob der Herr Professor auch schon
mal etwas verbrochen habe, will
ein Steppke aus der vordersten
Reihe wissen. Da muss Dieter
Rössner erst einmal durchatmen,
bevor er gesteht, dass, nun ja, auch
er als kleiner Junge mal Äpfel
geklaut habe. Und er erzählt von
einer Befragung seiner Studenten,
nach der sie fast alle schon mal il-
legal Computerprogramme ko-
piert haben.

Jetzt wird es wissenschaftlich,
erscheinen die ersten Statistiken
auf der Leinwand. Das Diagramm
mit dem schier unaussprechlichen
Titel „Tatverdächtigenbelas-
tungszahl“ sieht kompliziert aus.
Aber nach den Erläuterungen der
beiden Professoren wird schnell
klar, dass nicht alle Altersgruppen
gleich häufig kriminell werden.
„Mit den Jahren wird man ver-
nünftiger“, wirft der elfjährige
Haydar ein. „Aber für euch kom-
men erstmal die wilden Jahre“,
warnt Rössner und erklärt, dass
männliche Jugendliche besonders
häufig mit strafbaren Taten auf-
fallen. „Jungs, strengt euch an, die
Mädchen sind viermal besser als
ihr!“

Dann wird ein Film gezeigt, das
beeindruckende Porträt von
Philipp, der die Schule schwänz-
te, auf der Straße lebte und in
Schrottautos übernachtete. Er
prahlt von Raubzügen und Schlä-
gereien, schildert das vibrierende

Gefühl, einen Haufen Beutegeld
in der Hand zu haben – und lässt
auch durchblicken, dass er
nirgendwo Kind sein kann, dass
ihm niemand beisteht, wenn er
weint. „Wer soll mich schon trös-
ten?“ Die Kinder sind sich einig,
dass Philipp sich falsch verhalten
hat („er hat es vergurkt“), aber
dass so einer auch Hilfe braucht.

Britta Bannenberg kommt
zum programmatischen Finale.
„Wir wollen eine gewaltfreie
Schule! Wie geht das?“ steht nun
auf der Leinwand. Die Schüler
müssen die Regeln einhalten, sagt
ein Mädchen. Und sie sollten
Opfer von Übergriffen schützen
und sie stärken, ergänzt die Pro-
fessorin. „Das ist kein Petzen!“
Schüler, Lehrer und Eltern soll-

ten sich Regeln setzen und kon-
sequent auf Verstöße reagieren.

Nach einer guten Stunde ist die
Vorlesung der Kinder-Universität
zu Ende. Viele klatschen. Und
manche klopfen heftig auf die Ti-
sche, wie das Studenten eben so
machen.

Prof. Dieter Rössner ist erleich-
tert. „Wir haben ihre Aufmerk-
samkeit gewonnen. Das war ru-
higer als in einer Erst-Semester-
Vorlesung in der Uni. Die Kinder
haben ein gutes Rechtsver-
ständnis, bringen viele Tatum-
stände sicher auf den Punkt. Da
kamen ja selbst juristische Begrif-
fe wie die schwere Körperverlet-
zung.“ Um die Kinder zu interes-
sieren, müsse man plastisch erläu-

tern, Medien gekonnt einzusetzen
– vor allem aber ins Zwiegespräch
mit dem jungen Publikum gehen.
Prof. Britta Bannenberg: „Kinder
sind spontan. Wie sie reagiert ha-
ben, zeigt mir, dass unser Thema
viel mit der Lebenswelt der Kin-
der zu tun hat.“ Es sei wichtig,
dass Mitschüler und Lehrer ein-
greifen, wenn Schüler zu Opfern
werden.

Nach der mehr als einstün-
digen Vorlesung trinken die Kin-
der nun Limonade im Foyer und
sind in eifrige Diskussionen ver-
tieft. Ein Junge fragt seinen Leh-
rer: „Warum stellen wir keine
Regeln auf?“

Thomas Hestermann

Am 4. Juni führte das Bun-
despolizeipräsidium West den 3.
offenen Polizeibikergottesdienst in
Sankt Augustin durch. Mehr als
1.000 Biker fuhren beim 11 km lan-
gen Korso zum Gottesdienst nach
Sankt Augustin/Niederpleis. Ca. 70
Kolleginnen und Kollegen mit
Dienstkrädern aus dem gesamten

Bundesgebiet und dem benach-
barten Ausland bildeten die Spit-
ze der Prozessionsfahrt, die vom
Präsidenten des Bundespolizei-
präsidiums West und Bürgermeis-
ter der Stadt Sankt Augustin an-
geführt wurde. Rund um den
Polizeibikergottesdienst veranstal-
teten die Biker im BGS, die sich

im Jahr 2002 aus der Kreisgruppe
Sankt Augustin der GdP gegrün-
det hatten, ein Bikercamp, auf dem
über 200 Übernachtungsgäste ihre
Zelte aufschlugen. Neben geführ-
ten Ausfahrten, bei denen unifor-
mierte Kollegen mit ihren Dienst-
maschinen neben zivilen Bikern
fuhren, konnten sich alle begeister-

ten Motorradfahrer am abwechse-
lungsreichen Abendprogramm
amüsieren. Abgesessen von den
heißen Öfen wurde der Klänge
regionaler Gruppen gelauscht und
getanzt. Die Stimmung erlebte ih-
ren Höhepunkt, als unser Kollege
Sigurd Oster von der Bundes-
polizeiinspektion Saarbrücken mit

seiner Show  King of Memphis –
Elvis lebt – auftrat.

Die Bevölkerung aus Bonn und
dem Rhein-Sieg-Kreis zeigte reges
Interesse an der Veranstaltung und
zahlreiche Gäste besuchten die
Abendveranstaltung und feierten
mit den Polizistinnen und Polizis-
ten für die gute Sache:

Ein Spendenscheck in Höhe
von 2.300 Euro wurde an die El-
terninitiative krebskranker Kinder
Sankt Augustin e.V. während des
Abendprogramms übergeben.

Mit Blick auf die Fußball-Welt-
meisterschaft 2006 und der damit
verbundenen starken Belastung
der Polizeikräfte wird der nächste
Polizeibikergottesdienst erst im
Jahr 2007 stattfinden.

Ingulf Kersten

2.300 Euro für krebskranke
Kinder gespendet

BIKER IM BGS
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Auf ein Wort
 Positionspapier „Mitglieder-
bindung – Seniorengruppe und
JUNGE GRUPPE“ auf den Weg
gebracht

Liebe  Seniorinnen,
liebe Senioren,
die Vorstände der beiden

Personengruppen der Gewerk-
schaft der Polizei – JUNGE
GRUPPE und Seniorengruppe –
sind sich bewusst, dass unsere
Gesellschaft große Herausforde-
rungen wie Massenarbeitslosig-
keit, Firmenpleiten und die zu-
nehmenden Lasten der demo-
graphischen Entwicklung bewäl-
tigen muss. Auch viele unserer

Kolleginnen und Kollegen sind
verunsichert, fragen sich, was die
kommenden Jahre bringen wer-
den: Ist mein Arbeitsplatz sicher?
Wie entwickeln sich Renten und
Pensionen? Umso wichtiger ist
es, dass es Menschen und Orga-
nisationen gibt, die den Hilfesu-
chenden mit Rat und Unterstüt-
zung zur Seite stehen. Ich glau-
be, dass unsere Gewerkschaft der
Polizei hierbei Hilfe gerade im
oft so hektischen Berufsleben
und sorgenvollen Alltag geben
kann.

Zukunftsbündnis
der Generationen

Mit dem Positionspapier
„Mitgliederbindung – Senioren-
gruppe und JUNGE GRUPPE“
stellen sich die Vorstände der
beiden Personengruppen diesem
Thema. Dabei wissen wir, dass
weder die genannten Akteure
noch die GdP im Ganzen die
schnelle Lösung in der Tasche

haben. Wir gehen dabei von fol-
gender Ausgangslage aus: Die
demographische Entwicklung
und die rasanten Veränderungen
im sozialen, wirtschaftlichen und
technologischen Bereich haben
Auswirkungen auf die Lebens-
situation aller Altersgruppen
unserer Gesellschaft. Wir leben
in einer Welt des langen Lebens.
Immer weniger Kinder werden
geboren.

Auch für die Polizei wird die
demographische Entwicklung
spürbare Veränderungen bedeu-
ten. Dies gilt zum einen für die
Veränderungen in unserer beruf-
lichen Tätigkeit im Zusammen-
hang mit der sinkenden Anzahl
der Bevölkerung, zunehmender
Migrantenprobleme und Ände-
rung der Altersstruktur. Als Bei-
spiel sei hier genannt, das subjek-
tive Sicherheitsbedürfnis von äl-
teren Menschen zu erfüllen. Zum
anderen meinen wir damit auch
die auftretenden Probleme in der
Personalentwicklung, weil es für
die Polizei schwerer wird, bei
wieder steigenden Einstellungs-
zahlen und sinkenden Schulab-
gängerzahlen ihren Nachwuchs
am Ausbildungs- und Arbeits-
markt zu realisieren.

Wir denken dabei auch an die
im Polizeibereich absehbaren
„Verteilungskämpfe“ um die
Einkommen oder die Finanzie-
rung zunehmender Versorgungs-
lasten. Angesichts der beunruhi-
genden Situation des politischen
Lebens empfinden auch unsere
jungen Mitglieder ein Gefühl der
Ausweglosigkeit. Resignation
macht sich breit. Als dringends-
te politische Aufgabe sehen jun-
ge Menschen weitgehend die
Beseitigung derjenigen Umstän-
de, die sie unmittelbar betreffen
oder bedrohen wie z. B. Arbeits-
losigkeit und die Schaffung von

Arbeitsplätzen. Vor diesem Hin-
tergrund hilft uns die Berliner
Forderung nicht weiter, Aus-
bildungswillige in den Polizei-
dienst einzustellen und ihnen für
die ersten zwei Jahre eine Vergü-
tung vorzuenthalten.

Jüngeren Mitgliedern
Mut machen und Hilfe
geben

Für uns Senioren bedeutet
dies konkret: Mit unserer Berufs-
und Lebenserfahrung die JUN-
GE GRUPPE bei ihren Überle-
gungen der drängenden Fragen
der Zukunft zu unterstützen.

Wir müssen mit unseren jun-
gen Kolleginnen und Kollegen
über die derzeitige Situation und
über ihre Zukunftsaussichten
diskutieren und sie von der Not-
wendigkeit gewerkschaftlichen
Engagements überzeugen und
zur Mitarbeit ermutigen.

Dazu erscheint uns z. B.
„Mentoring – Lernen am erfolg-
reichen Vorbild“ als eine Mög-
lichkeit, mit phantasievollen For-
men der Solidarität zwischen den
Generationen die Brücken zu
schlagen, die wir für eine positi-
ve Entwicklung in unserer GdP
dringend brauchen.

Unter dem Motto: „Alt hilft
Jung“ sollen erfahrene Seniorin-
nen und Senioren den jungen
Kolleginnen und Kollegen Zeit
widmen und ihnen mit Tipps und
praktischen Hilfestellungen zur
Seite stehen und sie für gewerk-
schaftliche Funktionen gewin-
nen. Für die Fähigkeit zum so
genannten „Mentorat“ sind nicht
nur die Kenntnisse, sondern auch
Lebenserfahrung entscheidend,
die weiterzugeben oft als Anlie-
gen empfunden wird. Dabei geht

es nicht so sehr um die „großen
Dinge“, wichtig sind die Ermuti-
gung zum Mitmachen und Mit-
gestalten und die so genannten
„kleinen Tipps“.

Mentoring in der Praxis

Hierzu haben die beiden Ge-
schäftsführenden Vorstände
JUNGE GRUPPE und Senio-
rengruppe auf der gemeinsamen
Sitzung am 2. Juni 2005 in Berlin
ein „Mentoring-Programm“ for-
muliert und dem Geschäftsfüh-
renden Bundesvorstand zur
Beschlussfassung vorgelegt.

Über Einzelheiten und Be-
ginn der Umsetzung werden wir
im nächsten Seniorenjournal be-
richten.

Liebe  Seniorinnen,
liebe Senioren,
während ich diese Zeilen zu

Papier bringe, ist in vielen Bun-
desländern Ferienbeginn. Die
Reisezeit hat begonnen. Hat
euch auch schon das Reisefieber
gepackt? Stehen die Koffer pa-
rat, um mal wieder eine Pause
einzulegen oder „dem Alltag zu
entfliehen“? Ich meine, auch für
Seniorinnen und Senioren
kommt irgendwann im Jahresab-
lauf eine Phase, in der sie/er das
Bedürfnis verspüren, mal wieder
raus zu kommen, eine Pause zu
machen. Auch ältere Menschen
brauchen hin und wieder Tape-
tenwechsel, Luftveränderung
und neue Kontakte. Ein bisschen
Distanz zum Alltag verhilft ei-
nem dazu, manches was einem
das Leben scher macht, von ei-
ner anderen Seite zu betrachten.

Ich wünsche allen Seniorinnen
und Senioren sowie ihren Fami-
lien einen erholsamen und stress-
freien Urlaub, in dem sie die nö-
tige Ruhe zum „Abschalten und
Ausspannen“ finden und in dem
sie „Abstand von der Hektik des
Alltags“ gewinnen mögen.

Bis zur nächsten Ausgabe
euer Heinz Blatt,

Vorsitzender
der Seniorengruppe
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Aktuelle soziale Wetterlage
 Am Rande der Bundes-
vorstandssitzung am 16./
17. Juni in Leipzig sprach
DP mit dem BSV Heinz
Blatt über seine Sicht auf
das „soziale Klima“ in
Deutschland – insbe-sonde-
re mit Blick auf die junge
Generation, die offenbar
besonders im Regen steht.

Kollege Blatt, du beschreibst
in deinen Artikeln in DP immer
wieder die „Verschlechterung
des Sozialklimas“. Was liegt dir
dabei besonders am Herzen?

Ich möchte es beispielhaft an
einer so genannten Wetterprog-
nose deutlich machen.

Allabendlich schauen wir vol-
ler Erwartung auf die Wetterkar-
te mit der Frage: Was bringt das
Wetter uns morgen?

So wie das Wetter abhängig ist
von den meteorologischen Fak-
toren, so ist das Sozialklima ab-
hängig von gesellschaftspoli-
tischen Entscheidungen.

Das Sozialklima wird sich
weiterhin verschlechtern und
zunehmend rauer. Die Schlecht-
wetterfront mit ihrer sozialen
Kälte umfasst insbesondere die
Schwachen unserer Gesellschaft,

die Randgruppen und Minder-
heiten.

Eine Beruhigung wird erst zu
erwarten sein, wenn wesentlich
stärker die Ursachen erforscht
und beseitigt werden. Die be-
ängstigend hohe Arbeitslosigkeit
– insbesondere die Jugendar-
beitslosigkeit – beeinflusst das
Sozialklima maßgeblich. Die
„Umverteilung „von unten nach
oben“ hat maßgeblich mit dazu
geführt, dass pri-
vater Reichtum
immer weiter
zunimmt und
die Großkon-
zerne zu Groß-
verdienern wer-
den, während
der Staat selber
und der Rest der
G e s e l l s c h a f t
mehr und mehr
verarmen und
sich immer stär-
ker verschulden.

Eine neue
Armut erstreckt
sich als wach-
sender Tiefaus-
läufer über ganz
Deutschland.

Wie würdest
du die neue Ar-
mut beschreiben?

Sie ist mehr als nur Ein-
kommensarmut. Häufig kom-
men bei bedürftigen Menschen
mehrere Belastungen zusam-
men, wie geringes Einkommen,
schlechte Wohnverhältnisse,
hohe Verschuldung und Arbeits-
losigkeit – und in der Folge auch
mangelnde Bildung, mangelnde
Familienkompetenz …

Ein schlauer Mann hat kürz-
lich einmal gesagt: „Was nutzt
mir die Freiheit, ins Theater ge-
hen zu können, wenn ich die Ein-
trittskarte nicht bezahlen kann“.

Die negativen Auswirkungen
der „neuen Armut“ werden eine
Destabilisierung unserer Demo-
kratie, insbesondere des Sozial-
staates zur Folge haben. Das
wirkt sich vermehrt in Fremden-
feindlichkeit und Rechtsextre-
mismus aus, denn zwischen sozi-

aler Entwicklung und Verände-
rung einerseits sowie dem Ver-
halten und Wahlverhalten weiter
Bevölkerungskreise andererseits
besteht erfahrungsgemäß eine
Verbindung. Ein enger Zusam-
menhang besteht auch zum be-
sorgniserregenden Anstieg der
Kinder- und Jugendkriminalität.
Neben der Alltags- und Klein-
kriminalität, der Beschaffungs-
und Begleitkriminalität, der or-

ganisierten Kriminalität werden
in einem solchen Sozialklima
besonders üppig die Schwarzar-
beit, illegale Beschäftigung, Steu-
erhinterziehung und Korruption
gedeihen.

Es steht außerdem fest, dass
bei der Begehung all dieser Straf-
taten eine wachsende Gewalt-
bereitschaft besteht. Es es ist
heute schon erschreckend, mit
welcher Brutalität, welcher In-
tensität immer mehr Täter gegen
ihre Opfer vorgehen.

Welche Schritte siehst du, die
Folgen im Bereich Kriminalität
abzumildern?

Die Bekämpfung der Jugend-
und Gewaltkriminalität muss
Vorrang haben. Der erste Schritt
muss sein, das Kriminalität bun-
desweit verfolgt und nicht ver-
waltet wird, die Verfahren ge-

„Ein Augenmerk muss den
Jugendlichen gelten, mit Ver-
besserungen im Bildungs-
system, verstärkter Chancen-
gleichheit und Erleichterun-
gen beim Übergang von Schu-
le zu Arbeit. An dieser Stelle
möchte ich auch auf den vom
Europäischen Rat beschlosse-
nen Europäischen Pakt für
die Jugend hinweisen, der
Maßnahmen zur Beschäfti-
gung, Bildung und sozialen
Eingliederung der Jugendli-
chen bündelt.“

Vladimir Spidla, Mitglied
der Europäischen Kommissi-
on, zuständig für Beschäfti-
gung, soziale Angelegenheiten
und Chancengleichheit

Marion Tetzner, verantwortliche Redakteurin der DP,
im Gespräch mit dem Bundesseniorenvorsitzenden
Heinz Blatt.                          Foto: Dietmar Michael

strafft werden, es so schnell wie
möglich nach der Tat zur Verur-
teilung kommt und Strafen bis
zum Höchstmaß auch ausgespro-
chen werden.

Du kümmerst dich seit vielen
Jahren intensiv um die junge
Generation mit all ihren Proble-
men und beobachtest bei ihnen
eine hohe Politikverdrossenheit.
Woran meinst du, liegt das?

Weil die Zu-
kunftschancen
und Perspekti-
ven von Jugend-
lichen nicht ein-
heitlich sind. Es
gibt die Erben
großer Vermö-
gen, aber es gibt
auch die Erben
der Sozialhilfe-
karrieren.

Eins aber ha-
ben alle gemein:
Ihre Perspekti-
ven sind anders
als die der Ju-
gend von 1949
oder 1968: Sie
sind die erste
Generation, der
gesagt wird: Ihr
werdet es nicht
besser haben als

Eure Eltern. Ihr werdet Euch
einschränken, den Gürtel enger
schnallen müssen. Vorherseh-
bare Lebensläufe wie für Eure
Eltern wird es nicht mehr geben.

Dabei haben sich die Perspek-
tiven der Jugend bereits ver-
schlechtert. Türen, die in den 60/
70er Jahren geöffnet wurden, ver-
schließen sich wieder. Überall
werden neue Hürden aufgerich-
tet. Ausbildungs- und Arbeits-
plätze für junge Leute fehlen.

Durchgreifende Veränderun-
gen in der Jugend-, Familien- und
Gesellschaftspolitik, insbeson-
dere aber auch in der Sozialpoli-
tik, könnten zusätzlich zu einem
Klimawechsel in Deutschland
beitragen.

Das Gespräch führte
Marion Tetzner



32  8/2005 Deutsche Polizei

Grünes Licht für mehr
Akzeptanz

Seit 1995 findet das Bundes-
seminar für lesbische und schwule
Polizeibedienstete alljährlich statt.
Dieses Mal trafen wir uns zum 10-
jährigen Bestehen des VelsPol
(Verband lesbischer und schwuler
Polizeiangehörige) Berlin-Bran-
denburg erstmals in Berlin. Um die

90 Kolleginnen und Kollegen aus
den Bundesländern, dem BGS
und Österreich waren zu dieser
Tagung angereist.

Zum Auftakt war der offizielle
Empfang im Polizeipräsidium und
die Begrüßung durch Herrn Poli-
zeipräsidenten Glietsch, der auch
Schirmherr der Veranstaltung war.
Viele Kolleginnen und Kollegen
waren in ihren Uniformen zu die-
sem Empfang erschienen und ne-
ben den Semiarteilnehmern waren
auch Beamtinnen und Beamte des
höheren Dienstes, Vertreter des
Personalrats und der Berufsvertre-
tungen, sowie Vertreterinnen und
Vertreter der Medien dabei. Auf-
fallend war das Medieninteresse,
ein kurzer Filmbericht wurde noch
am Abend im Regionalen 3.
Fernsehprogramm (Radio Berlin-

Brandenburg) gesendet. Am zwei-
ten Tag erfolgten Impulsreferate
der Kollegen Jochen Sindberg
(LKA Berlin, Auswertung und
Prävention) und Uwe Löhr (An-
sprechpartner für gleichge-
schlechtliche Lebensweisen bei
der Polizei Berlin).

Es wurde u. a. die erfolgrei-
che und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit der Berliner Po-
lizei, sowohl mit den Bürger-
innen und Bürgern, als auch
mit den örtlichen Gruppierun-
gen und Vereinen erörtert.

Uns wurde deutlich, dass
sich eine präventive und re-
pressive Polizeiarbeit nur mit
Hilfe gezielter Informationen
und Hinweisen aus allen Teilen
der Bevölkerung verbessern
lässt.

Anhand praktischer Bei-
spiele konnten wir erfahren,
dass schwule Männer – oder
die von den potentiellen Tätern
für „schwul“ gehalten werden,
in bestimmten Situationen
immer wieder Opfer werden.

Wie geht die Polizei mit
Häuslicher Gewalt, z. B. in ei-
ner lesbischen Beziehung um?
Anhand dieser und anderer
Fragen wurden Strategien ent-
wickelt und Lösungsmög-
lichkeiten für die praktische
polizeiliche Arbeit entwickelt.

Abschließend fand eine po-
litische Diskussion mit Volker

Beck (MdB) zum Thema „Anti-
diskriminierungsgesetz“ und die
Auswirkungen auf unsere tägliche
Polizeiarbeit statt.

Nach der Tagung hatten wir am
Samstag die Möglichkeit, am Ber-
liner CSD (Christopher-Street-
Day) teilzunehmen.

Wir möchten uns besonders bei
Herrn PP Glietsch und den Kolle-
ginnen und Kollegen des VelsPol
Berlin-Brandenburg für die Gast-
freundschaft und die gute Organi-
sation bedanken.

Wir freuen uns schon darauf, in
Zukunft die begonnene Arbeit
weiter fortzusetzen und warten
gespannt auf das Bundestreffen
2006 in Stuttgart.

Wolfgang Krömker,
Andreas Meßollen

Thüringer Polizisten helfen
Kindern in Litauen

Nach einer von Thüringer
Polizeibeamten und Bürgern in
den Jahren 2003 und 2004 durch-
geführten Spendenaktion für
Kinder in Litauen wollen wir im
Oktober 2005 15 Kindern und 4
Erziehern der Schule in Kivyliai
(Region Akmene) einen Ferien-
aufenthalt von 10 Tagen in Thü-
ringen ermöglichen. Der Aufent-
halt soll durch verschiedene Aus-
flüge und Veranstaltungen für
die 8- bis 16-Jährigen zu einem
unvergesslichen Erlebnis wer-
den.

Diese Aktion wird gemeinsam
von Thüringer Polizeibeamten
und dem Förderverein „Kinder
in Litauen e.V.“ geplant und
durchgeführt. Der Förderverein
„Kinder in Litauen e.V.“ unter-
stützt seit Jahren Kinder in Litau-
ischen Kinderheimen und finan-
ziert sich ausschließlich aus

Spendenmitteln (Spendenquit-
tungen werden ausgestellt).

Wir würden uns sehr freuen,
wenn Sie diese Aktion des
Fördervereins mit einer Spende
oder durch andere Maßnahmen
unterstützen könnten.

Barspenden können unter
dem Kennwort „Kivyliai“ auf das
Konto des Fördervereins „Kin-
der in Litauen e.V.“ bei der Deut-
schen Bank Erfurt, BLZ 820 700
00, Konto-Nr. 1 31 55 22 einge-
zahlt werden.

Bei Rückfragen: Armin Vogel,
PD Erfurt/StB 1 (EZ), Andreas-
straße 38, 99084 Erfurt, Tel.:
036376-56777  oder  0361-6620
(App.2220 / 2223)
E-Mail: arminvogel@freenet.de
A.Vogel@pdef.polizei.thueringen.de

Armin Vogel

Bildungsurlaubsseminare

Drogen – Spielsucht – Psycho-
gruppen: Soziale Probleme des
Geschäfts mit der Abhängigkeit
(mit Besuch im Casino Hohen-
syburg)
Termin: 18. - 23.9.2005
Kosten: 140 Euro

Sind Kinderlose egoistisch? –
Wertewandel, Generationen-
solidarität und Familienförde-
rung in der „Seniorenrepublik
Deutschland“
Termin: 25. - 30.9.2005
Kosten: 130 Euro

Vom Arbeitersport zum profi-
tablen Investment: S 04, Borus-
sia und andere Akteure im
Fußballgeschäft (mit Besuch
von Museum und Arena
„Veltins-Arena“)
Termin: 4. - 7.10.2005
Kosten: 90 Euro

Echtes Leben im falschen Film –
Geschichte der real untergegan-

genen DDR und ihre Wieder-
auferstehung im Kino
Termin: 9. - 14.10.2005
Kosten: 130 Euro

Die Türken in Deutschland und
die europäische Perspektive der
Türkei: Sind islamische Traditi-
on und westliche Modernität
miteinander vereinbar?
Termin: 23. - 28.10.2005
Kosten: 130 Euro

Die Anerkennung dieser Semi-
nare nach den Bildungsurlaubs-
gesetzen der Länder bzw. nach
der Sonderurlaubsverordnung
liegt vor.
 Anmeldungen an:
DGB-Bildungszentrum,
Am Homberg 46-50,
45529 Hattingen
Telefon: 02324-508-403
Telefax: 02324-508-430
E-Mail:
bildungsurlaub@dgb-bildungs-
werk.de

MOSAIK

Foto: Wolfgang Krömker


